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1 EINLEITUNG

Die Gemeinde Polling in Tirol steht mit ihren knapp 1400 Einwohnern vor einer
richtungsweisenden Entscheidung über die Zukunft ihrer elementaren
Bildungsinfrastruktur. Das bestehende Schulgebäude wurde 1970 errichtet und 1997
aufgestockt. Nach rund 55 Jahren intensiver Nutzung zeigt sich, dass es in baulicher,
funktionaler und energetischer Hinsicht nicht mehr den heutigen Anforderungen entspricht.
Zugleich verfolgt die Gemeinde einen gesamthaften Ansatz: Das vorliegende Konzept
umfasst das Bildungs- und Betreuungsangebot von Kinderkrippe, Kindergarten und
Volksschule, um den Ansprüchen und Vorgaben des Landes zukunftsweisend gerecht zu
werden und ein gesamthaftes Angebot für die Gemeindebürger zu gewährleisten. Eine in den
Jahren 2023/24 durchgeführte Evaluierung durch die Hochbauabteilung sowie die
Bildungsdirektion des Landes Tirol bildet eine wesentliche Grundlage dieser
Bestandsaufnahme. Sie weist auf Defizite in den Bereichen Sicherheit und Barrierefreiheit,
pädagogische Raumqualität, Energieeffizienz, Erschließung und Freiraum hin und
unterstreicht den Handlungsbedarf.

Ziel dieser Studie ist es, ein klares und belastbares Gesamtbild der Ausgangslage zu
zeichnen, die aktuellen Rahmenbedingungen und Bedarfe präzise zu erfassen und die
langfristigen Auswirkungen möglicher Maßnahmen transparent zu machen. Dazu werden der
bauliche und funktionale Bestand, die Gemeindeentwicklung und Demografie, die
pädagogischen Anforderungen, die finanziellen und organisatorischen Möglichkeiten sowie
relevante rechtliche und fördertechnische Aspekte systematisch aufgearbeitet und mit
aktuellen Daten hinterlegt. Die Studie bündelt vorhandene Unterlagen, die Ergebnisse aus
Beteiligungsprozessen und neu erhobene Kennzahlen, um dem Gemeinderat eine
nachvollziehbare Entscheidungsbasis zu geben und die weiteren Gespräche mit den
zuständigen Stellen des Landes zu unterstützen. Die konkreten Handlungsoptionen sowie die
vertiefte Betrachtung des Kindergartens werden in den nächsten Kapiteln strukturiert
dargestellt und bewertet.

Darüber hinaus verfolgt die Gemeinde einen erweiterten Ansatz, der über die reine
Bildungsinfrastruktur hinausgeht und die Gesamtentwicklung Pollings in den Blick nimmt.
Mit dem Projekt sollen künftig auch individuelle Bedürfnisse der Gemeinde adressiert werden
– vom Vereins- und Kulturleben über die Schaffung allgemein zugänglicher Räume für
Versorgung, Betreuung und soziale Zwecke bis hin zur stufenweisen Anpassung der
kommunalen Infrastruktur und Verwaltung an eine wachsende Bevölkerung und veränderte
Anforderungen. Das Vorhaben versteht sich damit als Impuls für einen lebendigen
Mittelpunkt der Gemeinde, der Bildung, Begegnung, Versorgung und Verwaltung effizient
bündelt, Synergien zwischen Institutionen stärkt und langfristig zur Standortqualität und
sozialen Kohäsion beiträgt.



Seite 5 von 50

2 BESTANDSAUFNAHME UND ANALYSE

2.1 ZUSAMMENFASSUNG UND ERGEBNISSE DER EVALUIERUNG VON LAND TIROL UND
BILDUNGSDIREKTION

Die durch die Hochbauabteilung und die Bildungsdirektion des Landes Tirol erstellte
Evaluierung bildet die fachliche Ausgangsbasis für diese Studie. Gegenstand der
Untersuchung war der bauliche und funktionale Zustand der Volksschule in Polling in Tirol
sowie die Frage, mit welchen Maßnahmen die Einrichtung kurz- bis mittelfristig wieder auf
einen zeitgemäßen Stand gebracht werden kann. Begleitend wurden die für eine Volksschule
maßgeblichen pädagogischen, sicherheitstechnischen, barrierefreien und energetischen
Anforderungen herangezogen und mit dem Ist-Zustand abgeglichen. Der Kindergarten wird
im vorliegenden Gesamtkonzept der Gemeinde mitgedacht; die Landes-Evaluierung
fokussiert jedoch primär die Volksschule und die unmittelbaren Schnittstellen zum
Kindergartenbetrieb.

Aus baulicher Sicht bescheinigt die Evaluierung dem Bestandsgebäude einen insgesamt
überalterten Zustand, der nach rund 55 Jahren Nutzung in wesentlichen Bereichen nicht mehr
den aktuellen Normen und Empfehlungen entspricht. Die Trag- und Gebäudehülle sind
grundsätzlich erhalten, jedoch erfordern Brandschutz, Flucht- und Rettungswege sowie
Barrierefreiheit substanzielle Nachrüstungen. Insbesondere werden unzureichende
Brandabschnitte, fehlende oder unvollständige Rauchableitung, Engstellen in Fluchtwegen,
unzureichende barrierefreie Erschließung und Sanitärstandards benannt. Die
haustechnischen Anlagen – Heizung, Lüftung, Sanitär, Elektro – sind in wesentlichen Teilen
veraltet und müssen erneuert werden. Eine zeitgemäße kontrollierte Lüftung sowie eine
effiziente, zukunftsfähige Wärmeerzeugung fehlen. Energetisch liegt das Gebäude deutlich
über den heute anzustrebenden Verbrauchswerten, was sowohl ökologische als auch
wirtschaftliche Nachteile im Betrieb mit sich bringt.

Funktional diagnostiziert die Evaluierung Defizite, die unmittelbar auf die pädagogische
Qualität wirken. Mehrere Unterrichtsräume unterschreiten die heute empfohlenen Flächen
pro Kind und lassen keine ausreichende Differenzierung oder Gruppenarbeit zu. Es fehlen in
Teilen Lernlandschaften, Gruppenräume und ruhige Zonen für Förderunterricht. Für Werken,
Musik und Bibliothek sind die Flächen und Ausstattungsqualitäten nur eingeschränkt
geeignet. Lagerflächen sind knapp, und Verkehrsflächen werden teilweise als Garderoben
mitgenutzt, was die Entfluchtung und die Übersichtlichkeit beeinträchtigt. Der Bewegungs-
und Sportbereich ist aus pädagogischer Sicht unterdimensioniert. Die Verfügbarkeit eines
normgerechten Turnsaals bzw. eines adäquaten Bewegungsraums für die Zahl der Klassen
ist nicht gesichert. Außenräume sind nutzbar, ihre Qualität und Zonierung für Unterricht,
Bewegung und ruhige Bereiche entspricht jedoch nicht durchgehend den aktuellen
Anforderungen. An den Schnittstellen zum Kindergartenbetrieb entstehen Nutzungskonflikte
(Freiraum, Zu- und Abläufe), die durch eine klarere Trennung und bessere Organisation
entschärft werden sollten.

Auch in der Erschließung und Verkehrssicherheit am Standort sieht die Evaluierung
Handlungsbedarf. Die Zahl und Organisation der Stellplätze für Personal und Hohl-
/Bringverkehr sind unzureichend. Sichere Wegebeziehungen für Kinder – insbesondere in den
Spitzenzeiten – sind nur eingeschränkt gewährleistet. Eine verbesserte Schulwegsicherung,
konfliktärmere Hol- und Bringezonen sowie ausreichend dimensionierte, gut sichtbare Rad-
und Fußwege werden als Maßnahmen empfohlen.

Auf Basis dieses Zustandsbilds prüft die Evaluierung, welche Eingriffe notwendig sind, um
ein den rechtlichen und pädagogischen Anforderungen entsprechendes Niveau zu erreichen.
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Sie kommt zu dem Ergebnis, dass eine technisch und wirtschaftlich vertretbare Sanierung
des Bestandsgebäudes – kombiniert mit zielgerichteten Zubauten – geeignet ist, die
wesentlichen Defizite zu beheben. Der empfohlene Maßnahmenkatalog umfasst
typischerweise die brandschutztechnische Ertüchtigung und klare Brandabschnittsbildung,
die Verbesserung bzw. Neuordnung der Flucht- und Rettungswege, den barrierefreien Ausbau
inklusive entsprechend ausgestatteten Sanitärräumen, die Erneuerung der haustechnischen
Anlagen mit Fokus auf eine energieeffiziente Wärmeversorgung und, wo sinnvoll, eine
mechanische Lüftung mit Wärmerückgewinnung. Funktional werden die Schaffung von
Gruppen- und Differenzierungsräumen, die Entflechtung von Verkehrs- und
Garderobenflächen, punktuelle Erweiterungen für Werken, Musik, Bibliothek und Verwaltung
sowie die Aufwertung der Außenräume empfohlen. Im Bewegungsbereich skizziert die
Evaluierung Optionen, wie ein dem Klassenstand angemessener Turn- bzw. Bewegungsraum
bereitgestellt werden kann – entweder innerhalb des Bestandes durch Umstrukturierungen
und Zubau oder durch eine eigenständige, nahegelegene Lösung.

Wirtschaftlich argumentiert die Evaluierung, dass die Sanierung mit Zubau – gemessen am
Ziel, den gesetzlich und pädagogisch erforderlichen Mindeststandard zu erreichen – das
günstigste Verhältnis von Aufwand zu Wirkung erwarten lässt. Sie verweist darauf, dass die
vorhandene Bausubstanz grundsätzlich weiter nutzbar ist, dass die Eingriffe plan- und
finanzierbar sind und dass sich die Bauarbeiten bei sorgfältiger Etappierung grundsätzlich
mit dem Schulbetrieb koordinieren lassen. Gleichzeitig benennt sie die Grenzen dieses
Ansatzes: Die geometrischen und strukturellen Vorgaben des Bestands begrenzen die Freiheit
in der Grundrissgestaltung, die spätere Erweiterbarkeit bleibt eingeschränkt, und die
Erreichung ambitionierter Nachhaltigkeits- und Energieziele ist in einem Bestandsgebäude
nur mit Mehrkosten und Kompromissen möglich. Auch im Bereich der Schulwegsicherheit
und der Park-/Verkehrsorganisation werden Lösungen erforderlich sein, die über das
Schulgrundstück hinaus in die kommunale Infrastruktur hineinwirken.

Als zusammengefasste Schlussfolgerung empfiehlt die Evaluierung, den Bestand zu
sanieren und punktuell auszubauen. Dieser Vorschlag zielt darauf ab, in einem vertretbaren
Kosten- und Zeitrahmen die geltenden Mindeststandards (Sicherheit, Barrierefreiheit,
pädagogische Mindestflächen, technische Grundqualität) herzustellen und den Schulbetrieb
am Standort zu sichern. Für weitergehende qualitative Ziele – etwa großzügige
Lernlandschaften, besonders flexible Raumstrukturen, deutliche Kapazitätsreserven,
umfassende Energie-Autarkie oder eine umfassende Neuordnung von Verkehr und Freiraum
– erkennt die Evaluierung an, dass alternative Lösungswege außerhalb einer reinen
Bestandslösung in Betracht zu ziehen sind; eine solche vertiefte Betrachtung erfolgt jedoch
nicht im Rahmen der Evaluierung selbst, sondern ist Gegenstand der vorliegenden Studie.

Für die Gemeinde Polling ergibt sich daraus eine klare Ausgangslage: Die Sanierung-mit-
Zubau-Variante stellt aus Sicht der Landesstellen den präferierten Mindestweg dar, um
Rechtssicherheit und pädagogische Grundfunktion herzustellen. Gleichzeitig zeigt das
Evaluierungsergebnis, wo die strukturellen Grenzen des Bestandes liegen und welche
Themen (Erweiterbarkeit, Raumqualität über Mindeststandard, Freiraumqualität,
Verkehrssicherheit im Umfeld, ambitionierte Nachhaltigkeit, Mehrfachnutzungen für Verein
und Kultur sowie die abgestimmte Weiterentwicklung des Kindergartens) in einer strategisch
weitergehenden Lösung besser adressiert werden können. Diese Abwägung bildet den Kern
der nun folgenden Kapitel der Studie.
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2.2 BETEILIGUNG DER GEMEINDE UND SCHAFFUNG EINER ARBEITSGRUPPE
Die Die Gemeinde Polling hat den Entwicklungsprozess von Beginn an breit abgestützt und
transparent angelegt. Den Auftakt bildete die öffentliche Vorstellung der Evaluierung im
Dezember 2024 im Vereinshaus, bei der Vertreterinnen und Vertreter der Hochbauabteilung
und der Bildungsdirektion des Landes Tirol die Ergebnisse ausführlich präsentierten. In der
anschließenden Diskussion wurden die zahlreichen Fragen und Anregungen der anwesenden
Bürgerinnen und Bürger aufgenommen, fachlich eingeordnet und vor Ort vom Land
beantwortet. Dieses Format diente zugleich der Klärung von Begriffen und
Rahmenbedingungen (pädagogische Mindestanforderungen, Sicherheits- und
Barrierefreiheitsstandards, energetische Zielbilder, verkehrliche Aspekte) und legte die Basis
für die weitere Beteiligung.

Aufbauend darauf führte die Gemeinde im Februar/März 2025 eine Befragung in der
gesamten Bevölkerung durch, mit dem Ziel, konkrete Wünsche und
Verbesserungsvorschläge für die zukünftige Volksschule – und in der Folge auch für den
Kindergarten – systematisch zu erheben. Die Rückmeldungen aus der Umfrage decken sich
inhaltlich weitgehend mit den Themen und Fragestellungen aus der Gemeindeversammlung
im Vereinshaus. Für die vorliegende Studie wurden beide Quellen zusammengeführt,
thematisch geclustert und auf zentrale Hauptargumente wie folgt verdichtet:

 Pädagogische Raumqualität & Flexibilität:
ausreichend große Klassen; Gruppen-/Differenzierungsräume; Lernlandschaften;
ruhige Förderbereiche; zeitgemäße Werkräume/Musik/Bibliothek; gute Lagerflächen.

 Sicherheit & Schulweg:
klare, sichere Wegeketten; konfliktarme Hol-/Bringezonen; Entflechtung von Fuß-,
Rad- und Kfz-Verkehr; bessere Übersichtlichkeit.

 Pausenflächen & Freiraum:
derzeitige Pausenfläche auf der Gemeindestraße ist unbefriedigend; zu viel Lärm
wegen zu wenig Platz; Bedarf an ausreichend dimensionierten, gut zonierten,
lärmentlasteten Außenräumen.

 Verkehrs- & Parksituation:
zu wenige Stellplätze; ungeordnete Bring-/Hol-Situationen; fehlende Kurzhalte-
Regelungen; Bedarf an Kiss-&-Ride, Radabstellanlagen und sicherer Zugang zu
öffentlichen Verkehrsmitteln.

 Mehrfachnutzung (Vereine & Kultur):
Räume mit Doppelnutzen für Gemeinde, Vereine, Kulturveranstaltungen; einfache
Zugänglichkeit außerhalb der Schulzeiten; Akustik und Technik für Veranstaltungen.

 Energie & Nachhaltigkeit:
energieeffiziente Haustechnik (z. B. Wärmepumpe, Lüftung mit WRG), PV-Potenziale,
nachhaltige Bauweise (z. B. Holz), niedrige Verbräuche.

 Wirtschaftlichkeit & Betrieb:
lebenszyklusorientierte Betrachtung; robuste, wartungsarme Lösungen;
überschaubare Betriebskosten; gute Reinigungs- und Unterhaltsfreundlichkeit.

 Erweiterbarkeit & Zukunftsfähigkeit:
Reserven für schwankende Jahrgänge; modulare Raumstrukturen; Anpassbarkeit an
pädagogische Entwicklungen.

 Barrierefreiheit & Inklusion:
vollständige barrierefreie Erschließung und Sanitärstandards; inklusive
Raumangebote.
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Zur kontinuierlichen fachlichen Begleitung und als Resonanzraum der Gemeinde wurde eine
Arbeitsgruppe eingerichtet, bestehend aus Pädagoginnen, Bautechnikerinnen,
Elternvertreter*innen sowie weiteren interessierten Pollinger*innen. Die Arbeitsgruppe
versteht sich als fachlich breit aufgestelltes Gremium, das die Perspektiven von Schule und
Kindergarten mit jenen der Gemeindestrukturen (Vereins- und Kulturleben, soziale Angebote,
Verwaltung, Verkehr) verknüpft. Ihre Aufgaben umfassen die Priorisierung der aus der
Beteiligung abgeleiteten Ziele, die kritische Prüfung der Varianten entlang klarer Kriterien
(Funktionalität, Sicherheit, Nachhaltigkeit, Wirtschaftlichkeit, Erweiterbarkeit,
Gemeindemehrwert) sowie die Formulierung einer begründeten Empfehlung.

3 GEMEINDEENTWICKLUNG UND BEDARFSANALYSE

3.1 AUSGANGSLAGE DER GEMEINDE
Entwicklung der Bevölkerung seit 1869 im Vergleich:

Polling in Tirol verzeichnet in den vergangenen Jahren ein spürbares Bevölkerungswachstum;
parallel hat sich der Gebäude- und Wohnungsbestand erweitert, was den anhaltenden
Siedlungsdruck und kurzfristig volle Jahrgänge in Kindergarten und Volksschule erwarten
lässt. Die Einschulungen schwanken erfahrungsgemäß deutlich, weshalb
Reservekapazitäten vorzusehen sind. Der bestehende Schulstandort liegt zentral und ist
grundsätzlich gut in das Ortsgefüge eingebunden, verfügt jedoch nur über begrenzte
Flächenreserven. Freiräume überlagern sich mit dem Kindergarten, und die Stellplatz- sowie
Verkehrsorganisation führt zu konfliktträchtigen Hol-/Bringsituationen und erhöhter
Lärmbelastung im Pausenbereich für umliegende Anrainer. Für die künftige Entwicklung sind
daher sichere, konfliktarme Wegeketten für zu Fuß Gehende, Radfahrende und den MIV,
ausreichend dimensionierte und klar zonierte Außenräume, eine geordnete Park-Lösung
sowie flexible, erweiterbare Raumstrukturen von zentraler Bedeutung.
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Zusätzlich ist in Polling ein großer Baulandüberhang festzustellen, die Bevölkerung ist
statisch sehr jung und der Bestand wird überwiegend von Einfamilienhäusern geprägt. Für
die kommenden Jahre ist – auch aufgrund landespolitischer Zielsetzungen – mit einer
forcierten Errichtung von Wohnanlagen zu rechnen. Gerade Gemeinden wie Polling, die
bislang wenig Geschoßwohnungsbau und viele Einfamilienhäuser aufweisen, als die
Umlandgemeinden, werden hier künftig stärker in die Verantwortung genommen. Vor diesem
Hintergrund bleibt ein anhaltender Zuzug junger Familien wahrscheinlich. Das gute Angebot
an Kinderbetreuung wirkt als Standortvorteil, während die zurückhaltende Entwicklung am
Wohnungsmarkt der letzten Jahre dazu führt, dass neuer Wohnraum vor allem als
Mietwohnungen entsteht. Eigentum ist in der anhaltenden wirtschaftlichen Lage nur mehr
selten realisierbar. Für die Bildungsinfrastruktur bedeutet das eine größere Belastungen in
einzelnen Jahren, Jahrgangsschwankungen sind einzuplanen und temporär zu
kompensieren, zum Beispiel durch eine Reserveklasse, flexible Raumzuschnitte oder
modulare Erweiterungsmöglichkeiten.

Aus den aktuellen Aufzeichnungen und Übersichten von Statistik Austria lässt sich die
Gemeinde- und Siedlungsentwicklung in Polling klar ablesen. Trotz großer Baulandreserven
verfolgt die Gemeinde das Ziel, Wohnraum dort zu schaffen, wo der Bedarf für die eigene
Bevölkerung besteht. Seit einigen Jahren wird daher gezielt Wohnraum für ehemalige
Gemeindebürgerinnen sowie für junge Pollingerinnen forciert, die im Dorf einen leistbaren Ort
zum Wohnen und Leben finden sollen. Die folgenden Grafiken zeigen die Altersstruktur der
Pollinger Bevölkerung und stellen sie dem Bezirk Innsbruck-Land sowie dem Land Tirol
gegenüber.
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Polling in Tirol verzeichnete in den vergangenen Jahren ein inkonstantes, im Trend jedoch
deutlich positives Wachstum. Treiber waren einerseits gemeindeeigene Wohnbauprojekte,
andererseits die Ausdehnung des Innsbrucker Speckgürtels, in dem Polling als nahe gelegene
Gemeinde mit vergleichsweise attraktiven Grundstückspreisen wirkte. Die Geburtenzahlen
schwankten seit 2015 zwischen 7 und 26 pro Jahr und liegen im Mittel bei rund 11. Der jährliche
Bevölkerungszuwachs bewegte sich zwischen 1 und 96 Personen, im Zehnjahresmittel bei
etwa 43. Besonders wachstumsstark waren 2022 und 2023. Dies ist vermutlich auf den
Umstand zurück zu führen, dass zwei NHT-Wohnanlagen mit 15 bzw. 17 Wohnungen in diesen
Jahren fertiggestellt und bezogen wurden. Im Jahr 2024 verzeichnete die Gemeinde hingegen
nur einen Einwohner Zuwachs, was auf die wirtschaftliche Lage, einen temporären Baustopp
und vermehrten Wegzug zurückzuführen ist. Über das vergangene Jahrzehnt ergibt sich
daraus ein durchschnittliches Bevölkerungswachstum von rund 3,85 Prozent pro Jahr, etwa
zu einem Drittel getragen von der Geburtenbilanz und zu zwei Dritteln vom Zuzug.

Jahr
Einwohner

HWS NWS Gesamt Zuwachs Geburten Zuwachs exkl.
Geburten

2015 1015 34 1049 0 22
2016 1073 33 1106 57 5,15% 26 31
2017 1099 37 1136 30 2,64% 19 11
2018 1129 45 1174 38 3,24% 7 31
2019 1221 49 1270 96 7,56% 15 81
2020 1231 51 1282 12 0,94% 16 -4
2021 1238 58 1296 14 1,08% 20 -6
2022 1301 76 1377 81 5,88% 10 71
2023 1368 71 1439 62 4,31% 11 51
2024 1371 69 1440 1 0,07% 13 -12
2025 10

Mittelwert 43 3,43% 15 28
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Der Anteil junger Familien unter 30 Jahren liegt in Polling laut Statistik Austria derzeit bei
rund einem Drittel der Gesamtbevölkerung. Daraus lässt sich für die Bildungsplanung
ableiten, dass die Zahl der neu einzuschulenden Volksschulkinder durch zusätzlichen Zuzug
voraussichtlich nicht maßgeblich ansteigen wird. Dieser Effekt wird durch die
gemeindeseitige Steuerung weiter verstärkt, da Wohnprojekte gezielt gedrosselt und nur
bedarfsorientiert zugelassen werden. Für die Auslegung des Raumprogramms bedeutet das,
die Basis auf vier Klassen stabil zu sichern.

Quellenverweis: Statistik Austria - Bevölkerung und Soziales - Polling in Tirol



Seite 12 von 50

3.2 BILDUNGSEINRICHTUNGEN HEUTE
Eine moderne, zukunftsorientierte Volksschule ist mehr als ein Gebäude für Unterricht. Sie ist
eine lernfördernde Umgebung, ein sozialer Treffpunkt und ein resilienter
Infrastrukturbestandteil der Gemeinde. Pädagogisch verlangt sie Räume, die
Frontalunterricht, Gruppenarbeit, Stationenlernen und individuelle Förderung gleichwertig
ermöglichen. Klassenräume brauchen flexible Möblierung, gute Proportionen und
Sichtbeziehungen zu angrenzenden Gruppen- und Differenzierungszonen. Lernlandschaften
verbinden Klassen zu Clustern und erlauben ruhiges Arbeiten ebenso wie kooperative
Formate.

Inklusion und Barrierefreiheit sind durchgängig mitzudenken. Stufenfreie Erschließungen,
barrierefreie Sanitäranlagen, klare Orientierung und gut lesbare Leitsysteme schaffen Zugang
für alle Schülerinnen, Pädagoginnen und Besucher*innen. Gute Akustik, ausgewogene
Tageslichtverhältnisse, blendfreie Beleuchtung und eine hochwertige Raumluft durch
mechanische Lüftung mit Wärmerückgewinnung erhöhen die Konzentrationsfähigkeit und
reduzieren Ausfälle. Thermischer Komfort im Sommer wie im Winter erfordert baulichen
Sonnenschutz, Speichermassen und eine effiziente Regelung. Materialien sollen robust,
emissionsarm und leicht zu reinigen sein, um Betriebskosten und gesundheitliche
Belastungen gering zu halten.

Digitales Lernen ist Alltag und braucht zuverlässige Infrastruktur. Flächendeckendes WLAN,
ausreichend Strom- und Datenanschlüsse, sichere Geräteaufbewahrung und didaktisch
einsetzbare Präsentationsflächen gehören zur Grundausstattung. Technikräume sind so zu
planen, dass Wartung im laufenden Betrieb möglich bleibt. Datenschutz, IT-Sicherheit und
pädagogische Medienkonzepte werden räumlich unterstützt, etwa durch flexible
Medienzonen und ruhige Aufnahmeräume für individualisiertes Arbeiten.

Bewegung, Musik, Werken und Kreativität sind gleichwertig zum kognitiven Lernen. Ein
ausreichend dimensionierter Bewegungs- oder Turnraum, Werk- und Musikräume mit
angepasster Akustik sowie eine Bibliothek mit Medienbereich fördern ganzheitliche Bildung.
Außenräume bieten differenzierte Zonen für Spiel, Sport, Naturerfahrung und ruhige Erholung.
Überdachte Bereiche und wetterfeste Beläge verlängern die Nutzbarkeit über die Jahreszeiten.
Sichere Schulwege, klare Wegeführungen auf dem Grundstück und konfliktarme Hol- und
Bringezonen entlasten den Betrieb und erhöhen die Sicherheit.

Nachhaltigkeit prägt Bau und Betrieb. Energieeffiziente Hülle, erneuerbare
Wärmebereitstellung, PV-Erträge und ein intelligentes Energiemanagement senken
Emissionen und Kosten. Bauweise und Detailplanung berücksichtigen Kreislaufwirtschaft
und spätere Umnutzungen. Eine modulare Grundstruktur erlaubt das Mitwachsen und
Schrumpfen mit Jahrgangsschwankungen. Erweiterungsfugen, flexible Trennwände und
anpassbare Gebäudetechnik machen die Schule zukunftsfest. Brandschutz, Objektsicherheit
und Hygiene sind so gelöst, dass sie im Alltag kaum spürbar sind und dennoch hohe Resilienz
bieten.

Betrieb und Organisation gehören in die Planung. Ausreichende Lagerflächen, zentrale
Garderoben ohne Blockieren von Fluchtwegen, kurze Wege für Personal und Anlieferung sowie
klare Zonierung zwischen öffentlichen, schulischen und extern nutzbaren Bereichen
reduzieren Reibungsverluste. Lehr- und Verwaltungsbereiche bieten Arbeitsplätze für
konzentriertes Vorbereiten, Besprechungen und Elternkommunikation. Eine einfache
medientechnische Bedienung und redundante Anlagen verringern Ausfälle. Reinigung,
Instandhaltung und Winterdienst werden durch material- und detailgerechte Lösungen
erleichtert.
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Als Haus der Gemeinde öffnet sich die Schule kontrolliert für Vereine, Kultur und Beratung. Ein
Mehrzweckbereich mit eigenem Zugang, abschaltbaren Schulzonen, Akustik und
Grundtechnik ermöglicht Veranstaltungen, ohne den Unterricht zu stören. Diese
Mehrfachnutzung stärkt Akzeptanz und Wirtschaftlichkeit. Für Polling bedeutet das konkret:
eine Schule, die pädagogisch überzeugt, im Alltag reibungslos funktioniert, Energie und
Betriebskosten schont, bei Bedarf skaliert und als identitätsstiftender Ort Begegnung
ermöglicht. So entsteht ein belastbarer Rahmen für Qualität im Unterricht heute und für
Anpassungen, die morgen nötig werden könnten.

3.3 BEDARF DER GEMEINDE POLLING

3.3.1 Grundsätzliche Auslegung der Schule
Die Basis bilden die Voraussichtlichen Schülerzahlen (Stand 07.01.20205 ohne Zu- und
Wegzug):

 2025/26: 93 Kinder
 2026/27: 90 Kinder
 2027/28: 82 Kinder
 2028/29: 70 Kinder
 2029/30: 64 Kinder
 2030/31: 57 Kinder

Aus den Prognosen ergibt sich ein konstanter Bedarf von vier Klassen, wobei zumindest zwei
stärkere Jahrgänge durch eigens vorgesehene Reserveräume oder flexibel nutzbare
Mehrzweckräume aufgefangen werden sollen, ohne dafür Fachräume wie Werken oder Musik
zu beanspruchen. Weil die Entwicklung über Jahrzehnte nur bedingt planbar ist, soll das
Gebäudekonzept in Grundriss und Infrastruktur so ausgelegt werden, dass eine spätere
Aufstockung konstruktiv und haustechnisch vorbereitet ist. Dieser Ansatz vermeidet eine
Überdimensionierung im Regelbetrieb und eröffnet zugleich die Möglichkeit, bei Bedarf rasch,
einfach und wirtschaftlich zu erweitern, ohne den laufenden Schulbetrieb unverhältnismäßig
zu beeinträchtigen.

3.3.2 Turnsaal
Ein zentrales Anliegen der Gemeinde ist der Turnsaal. Wie bereits festgestellt, erfüllt der
bestehende Gymnastikraum die Anforderungen nicht, weshalb über den Mindestbedarf eines
größeren Gymnastikraums gemäß Vorgaben der Bildungsdirektion hinaus ein vollwertiger
Turnsaal mit etwa 10 × 18 m Grundfläche und 5,50 m lichter Höhe vorgesehen werden sollte.
Ein solcher Raum bietet der Schule nicht nur optimale Bedingungen für den Sportunterricht,
Proben und Schulaufführungen, sondern schafft auch einen deutlichen Mehrwert für das
Dorfleben. Er kann von Sportvereinen für Trainings genutzt werden, ebenso für offene
Bewegungsangebote wie Kinderturnen, Eltern-Kind-Turnen, Senior*innenfitness, Yoga, Tanz
oder Kampfsport. Unter geeigneten Rahmenbedingungen ist auch eine Nutzung für
Vereinsveranstaltungen denkbar, etwa kleinere Konzerte, Theaterabende,
Informationsveranstaltungen, Ausstellungen, Workshops, Ferienprogramme oder Prüfungen
und Elternabende. So entsteht ein robustes, vielseitiges Raumangebot, das den schulischen
Bedarf abdeckt und zugleich die Vereinskultur stärkt.
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3.3.3 Mehrzweckraum
Ein Mehrzweckraum der Schule bündelt pädagogische Funktionen und schafft gezielte
Entlastung im Betrieb. Er dient Förderunterricht, Kleingruppen und Teamteaching, fungiert als
Lernwerkstatt sowie Experimentier- oder Medienraum und bietet Platz für Proben zu
Schulveranstaltungen, Elternabende, Sprechstunden und schulische Workshops. Zusätzlich
ermöglicht er Nachhilfe, Lernhilfe und Ferienprogramme und kann als flexible Alternative zu
einer Aula genutzt werden. Mit mobiler Trennwand ist ein 2-Raum-Betrieb möglich, sodass
parallel unterschiedliche Formate laufen. Bei Schlechtwetter schafft der Raum zusätzliche
Bewegungsangebote und er kann im Bedarfsfall die Abdeckung eines Jahrgangs mit zwei
Klassen unterstützen, ohne Fachräume wie Werken oder Musik zu blockieren.

3.3.4 Musikunterricht
Musik ist ein zentraler Baustein ganzheitlicher Bildung und fördert Konzentration, Sprache,
Motorik, Teamfähigkeit und soziale Teilhabe. Ein eigener Musikraum ermöglicht Unterricht
ohne Störungen, regelmäßige Ensemblearbeit und individuelle Förderung, was in
allgemeinen Klassenräumen nur eingeschränkt möglich ist. Pädagogisch braucht es dafür
gute Akustik, Schallschutz gegenüber Nachbarräumen, flexible Möblierung für Chor,
Rhythmik und Instrumentalunterricht, Stauraum für Instrumente sowie Grundtechnik für
Aufnahme, Wiedergabe und einfache Tonmischung.

Für Polling spricht zusätzlich die starke musikalische Verankerung im Ort. Die Musikkapelle
zählt zahlreiche Mitglieder, darunter viele Nachwuchsmitglieder, und musikalische
Förderung hat einen hohen Stellenwert. Der Musikraum bietet hier eine naheliegende
Schnittstelle, etwa für Nachwuchsproben am Nachmittag, Instrumentenvorstellungen oder
gemeinsame Projekte. Eine Kooperation mit der Musikschule Telfs kann Unterrichtsangebote
vor Ort ergänzen, Wegzeiten reduzieren und Talente frühzeitig fördern. So entsteht ein Raum,
der den schulischen Musikunterricht aufwertet, den Nachwuchs der Musikkapelle stärkt und
die kulturelle Identität der Gemeinde sichtbar macht.

3.3.5 Verkehrssituation
Für Gemeindebürgerinnen, Eltern und Pädagoginnen ist die Verbesserung der
Verkehrssituation am Schulstandort ein zentrales Anliegen. Es gibt zu wenige Parkplätze für
das Personal, die Straße vor der Schule ist unübersichtlich und die Hol- und Bringsituation ist
unzureichend organisiert. Ausweichflächen fehlen, und weil die Schulfreiflächen zu klein sind,
muss die Straße zusätzlich als Pausenbereich genutzt werden. Das führt zu zahlreichen
Nutzungskonflikten und ist als dringender Handlungsbedarf anzusehen.

3.3.6 Platz und Freiflächen
Die vorhandenen Freiflächen sind für den Schulbetrieb deutlich unterdimensioniert. Der
Pausenhof ist zu klein und wird mit Kinderkrippe und Kindergarten geteilt, wodurch es
regelmäßig zu Überschneidungen und erhöhter Lärmbelastung kommt. Weil es weder
ausreichend Ausweichflächen noch klar getrennte Zonen gibt, dringen die Geräusche der
Kindergartenkinder oft bis in die Unterrichtsbereiche vor und stören den Ablauf. Für eine
zeitgemäße Volksschule braucht es daher großzügige, klar strukturierte Außenräume mit
getrennten Altersbereichen, gut einsehbaren Bewegungs- und Spielzonen sowie
lärmentlasteten Ruhebereichen für Rückzug und konzentriertes Arbeiten im Freien.
Wettergeschützte Flächen, hochwertige Verschattung, Grünanteile zur
Mikroklimaverbesserung, sichere Einfriedung und kurze, direkte Wege aus den Klassen
stärken die Nutzbarkeit über den ganzen Tag. Ergänzend erforderlich sind robuste, pflegearme
Beläge, ausreichend Sitz- und Aufenthaltsmöglichkeiten, Radabstellplätze und praktikable
Nebenflächen wie ein Außengeräteraum und kleinteilige Lager für Spiel- und Sportmaterial.
So entstehen Außenräume, die Unterricht, Betreuung und Pausen gleichermaßen tragen und
Nutzungskonflikte nachhaltig reduzieren.
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3.4 RAUM- UND FUNKTIONSPROGRAMM
Allgemeine Vorgaben für Schulgebäude umfassen barrierefreie Erschließung, geeignete
Sanitäreinrichtungen, ausreichend bemessene Klassen mit Teilungs- und
Differenzierungsräumen, offene Lernlandschaften für flexible Unterrichtsformen, eine
Versorgung für Mittagstisch und Ganztagsbetrieb sowie angemessene Flächen für
Verwaltung, Lehrer*innenarbeit, Service und Lager. Diese Anforderungen werden von
Bildungsdirektion und Bildungsministerium vorgegeben und bilden die verbindliche
Grundlage für das Raum- und Funktionsprogramm der Volksschule.

Das folgende Raumprogramm für die Volksschule Polling wurde auf Basis der Empfehlungen
des Bildungsministeriums erstellt, an die spezifischen Bedürfnisse der Gemeinde angepasst
und um die in der Beteiligung sowie in den Sitzungen der Arbeitsgruppe erarbeiteten Bedarfe
und Prioritäten ergänzt. Es ist ausgelegt auf 4 Klassen mit je 25 Schüler*innen und damit
insgesamt 100 Schüler*innen, dazu 6 Lehrer*innen sowie 4 Stützkräfte, sodass die
pädagogischen Mindestanforderungen mit den lokal definierten Zielsetzungen in Einklang
stehen.

Soll

Bereich Nutzung

Anzahl Nettoraumfläche [m²]

Personen  Räume pro
Person

pro
Raum Gesamt

Verwaltung

Direktion 1 15 15

Sozialraum / Aufenthaltsraum 1 20 20

Besprechungsraum / Arzt 1 12 12
Arbeits- und Aufenshaltsraum
(pro LehrerIn) 6 3 18

Garderobe für LehrerInnen 6 0,3 2

Summe 3 67

Allgemeiner
Bereich

Lernlandschaft je Geschoss 2 60 120

Zentralgarderobe 1 50 50

Mehrzweckraum 1 60 60

Summe 4 230

Nachmittags-
betreuung

Mittagstisch 1 50 50

Küche 1 25 25

0

Summe 2 75

Musik-
erziehung

Unterrichtsraum Musikerziehung 1 60 60

Sammlung Musikerziehung 1 15 15

Summe 2 75

bildnerische
Erziehung

Unterrichtsraum Werken 1 60 60

Sammlung Werken 1 15 15

Summe 2 75
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Theorie

Lehrmittelraum 1 15 15

Stammklassen (für 25
Schüler:innen) 4 60 240

Reserveklasse mit
Teilungsmöglichkeit 1 60 60

Summe 5 315

Servicebereich

Heizraum / Technik 1 30 30

Serverraum / Lager 1 20 20
zentraler Putzraum 1 10 10

kleiner Putzraum je Geschoss 2 3 6
0

Summe 5 66

Leibesübungen

Turnsaal 10,0 x 18,0 x 5,50m 1 180 180

Geräteraum 1 30 30

Garderoben Lehrer 1 10 10

Garderoben Mädchen 1 20 20

Garderoben Buben 1 20 20

Summe 5 260

Sanitär-
einrichtungen

WC Lehrer / Barrierefrei 2 5 10

WC Mädchen / Damen 2 10 20

WC Buben / Herren 2 10 20

0

Summe 6 50

Insgesamt ergibt sich daraus folgender Flächenbedarf (Nettoraumflächen) für die zukünftige
Volksschule Polling:

Verhältnisswerte:
Nutzung m² % Anteil
Raumflächen 1 132,80 81,22%
Technikflächen 30,00 2,15%
Sanitärflächen 50,00 3,58%
Verkehrsflächen (Annahme) 181,92 13,04%

Gesamtfläche Gebäude 1 394,72 100,00%

Der Anteil individueller Räume beläuft sich dabei auf 60m2 für einen Mehrzweckraum, 75m2

für Musikerziehung und ca. 70m2 für einen größeren Turnsaal. Inklusive der zugehörigen
Allgemeinflächen teilt sich der Raumbedarf so in etwa 1.170m2 Nettoraumfläche zur
Unterbringung der Mindestvorgaben der Bildungsdirektion und ca. 230m2 ortspezifischer
Erweiterungsflächen.
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3.5 FEHLFLÄCHENERMITTLUNG BESTANDSGEBÄUDE
Auf Basis der vorliegenden Bestandspläne (vom Zeitpunkt des Kindergartenumbaus) wurde
folgende Raumaufstellung ermittelt:

Raum Fläche Raum Fläche Raum Fläche

Heizraum 14,03 m2 Windfang 14,35 m2 Vorraum 5,01 m2
Vorraum 1,72 m2 Foyer 57,68 m2 EDV-Raum 7,57 m2
Gang 30,48 m2 WC M 15,24 m2 Foyer 54,06 m2
Bücherei 23,97 m2 WC L 3,95 m2 Werkraum 43,45 m2
Werkraum 45,28 m2 WC B 12,06 m2 Lehrmittel 20,17 m2
Gymnastikraum 93,35 m2 Klasse 1 65,17 m2 Klasse 3 69,94 m2
Geräteraum 13,72 m2 Direktion 15,82 m2 WC M 14,56 m2
Vorraum 6,48 m2 Klasse 2 43,02 m2 WC L 4,03 m2
WC 1 2,36 m2 WC B 11,7 m2
WC 2 2,27 m2 Klasse 4 69,94 m2

Klasse 5 43,93 m2

Untergeschoss 233,7 m2 Erdgeschoss 227,3 m2 Obergeschoss 344,4 m2

Insgesamt hat das bestehende Schulgebäude eine Nettonutzfläche von 805,31 m2. Im
Abgleich mit dem Raumprogramm für die Zukunft, weicht das bestehende Gebäude in
folgenden Punkten wesentlich vom Mindeststandard ab:

- Es fehlt der Großteil des gesamten Verwaltungsbereiches. Es gibt keinen Arbeits- und
Aufenthaltsraum, keinen Sozialraum und auch keinen Besprechungsraum für das
Lehrpersonal

- Es gibt derzeit weder Lernlandschaften noch eine Zentralgarderobe
- Küche und Aufenthaltsraum für eine Nachmittagsbetreuung fehlen auch
- Der Werkraum im 1. OG ist zu klein und es fehlt ein zugehöriger Lagerraum. Der zweite

Werkraum im UG ist ebenfalls zu klein und die Belichtungsflächen des Raumes
entsprechen nicht den gültigen OIB-Richtlinien

- Die Schule wird derzeit mit fünf Schulklassen geführt, von denen zwei Klassen in zu
kleinen Räumen (je nur ca. 45m2) untergebracht sind

- Es gibt weder einen Lagerraum noch einen Putzraum im Gebäude
- Der bestehende Gymnastikraum im UG ist zu klein für heutige Standards und die

Raumhöhe ist deutlich zu gering
- Das Gebäude verfügt derzeit nur über ein barrierefreies WC, welches im Kindergarten

untergebracht ist.
- Es gibt keinen separaten Freibereich für die Schüler. Die Pausen werden auf der Straße

vor der Schule verbracht bzw. wird der Pausenhof hinter dem Gebäude mit
Kindergarten und Kinderkrippe geteilt
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3.6 KINDERGARTEN/KINDERKRIPPE (WÜRDE WO BESSER PASSEN?)
Der im selben Gebäude wie die Volksschule situierte Kindergarten, kombiniert mit der
Kinderkrippe, umfasst derzeit vier Kindergartengruppen und eine Kinderkrippengruppe auf
rund 354 m² im Erdgeschoss und 289 m² im Obergeschoss. Die Einrichtung besteht aus
Zentralgarderobe, vier Gruppenräumen, Bewegungsraum, Küche für den Mittagstisch sowie
den erforderlichen Nebenräumen für Verwaltung und Service. Eine Kindergartengruppe ist
teilweise im – durch eine mobile Trennwand separierbaren – Bewegungsraum untergebracht.

Das Gebäude befindet sich grundsätzlich in gutem Zustand. Der absehbare Sanierungsbedarf
beschränkt sich voraussichtlich auf den Austausch von Fenstern und Sonnenschutz, die
Erneuerung ausgewählter Leitungen und Fußböden sowie den Tausch der Heizung gegen ein
modernes, energiesparendes System.

In Anlehnung an die Gemeindeentwicklung ist mittelfristig von drei Kindergartengruppen und
zwei Kinderkrippengruppen auszugehen, abgesehen von der derzeit schwer kalkulierbaren
Auslastung durch Reformen im Kinderbetreuungswesen. Eine entsprechende
Umstrukturierung zum Betreuungsjahr 2025/26 wurde von der Bildungsdirektion des Landes
Tirol im Sommer 2025 aufgrund geringfügig fehlender Flächen vorläufig abgelehnt. Das
aktuelle Auskommen mit den vorhandenen Flächen ist durch einen gut strukturierten Betrieb
möglich. Bei einem möglichen Ausbau des Bestandes ist daher ein zielgerichteter
Flächenzuwachs für Kindergarten und Kinderkrippe einzuplanen, um den erforderlichen
Bedarf durch kleinräumige Umstrukturierungen im Bestand zu decken, ohne wesentlich in
die Bausubstanz des Kindergartens einzugreifen. Wesentlich ist dabei ein zusätzlicher
Gruppenraum, damit der derzeit im Obergeschoss teilweise als Gruppenraum genutzte
Bewegungsraum wieder vollumfänglich als Bewegungsraum zur Verfügung steht.

Das Kindergartengebäude lässt sich durch zielgerichtete Einzelmaßnahmen ohne
umfassende Sanierung auf gutem Niveau halten, sowohl hinsichtlich Gebäudesubstanz,
Technik als auch Ausstattung. Es ist davon auszugehen, dass die Betriebskosten stabil
bleiben und damit ein wirtschaftlicher Betrieb möglich ist. Aus diesem Grund wird in dieser
Studie nicht vertieft auf Kindergarten und Kinderkrippe eingegangen.
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4 VARIANTENUNTERSUCHUNG

Im nächsten Schritt werden drei Entwicklungsvarianten systematisch untersucht: Sanierung
und Ausbau des Bestandes, Abbruch und Neubau am bestehenden Standort sowie Neubau
an einem neuen Standort. Für jede Variante werden Machbarkeit, wesentliche Vor- und
Nachteile, grobe Kosten und die individuellen Rahmenbedingungen der Gemeinde bewertet.
Dazu zählen unter anderem Bauphasen und Auswirkungen auf den laufenden Schulbetrieb,
Grundstücks- und Flächenverfügbarkeit, Förderfähigkeit, Zeit- und Umsetzungsrisiken,
Anforderungen an Verkehr und Schulwegsicherheit sowie die Möglichkeit, pädagogische und
gemeindespezifische Ziele nachhaltig zu erreichen.

4.1 SANIERUNG
Zu Beginn der Sanierungsprüfung erfolgt eine konkrete Fehlflächenermittlung. Dazu werden
die Nutzungspotenziale des Bestandes einschließlich sinnvoller Umnutzungen von
Bestandsräumen detailliert erhoben und mit dem Anforderungsprofil einer modernen
Volksschule abgeglichen. Dieser Vergleich zeigt je Funktionsbereich, welche Flächen und
Qualitäten bereits erfüllt sind, wo Defizite bestehen und welche Maßnahmen durch
Umstrukturierung, Erweiterung oder Zubau erforderlich werden.

theoretische Fehlflächenermittlung

Nutzung
Anzahl
Räume Fehlfläche Anmerkung

Direktion 0 0,82

Raum ausreichend groß, sollte jedoch im
Verbund mit sonstigen Verwaltungsräumen
sein. Bei Sanierung nur durch
Umfunktionierung angrenzender Räume oder
anderem Raum als Direktion möglich.

Sozialraum / Aufenthaltsraum -1 -20,00 fehlt zur Gänze
Besprechungsraum / Arzt -1 -12,00 fehlt zur Gänze
Arbeits- und Aufenshaltsraum
(pro LehrerIn) -1 -18,00 fehlt zur Gänze

Garderobe für LehrerInnen -1 -1,80 fehlt zur Gänze
Summe -4 -51,80 tatsächliche Fehlflächen Verwaltung

Lernlandschaft je Geschoss -2 -120,00 fehlt zur Gänze

Zentralgarderobe 0 -4,72
durch umfunktionieren des Werkraumes im
UG zur Zentralgarderobe, fehlende 10%
Raumfläche können organisatorisch
kompensiert werden

Mehrzweckraum -1 -60,00 Gemeindeindividueller Raum
Summe -2 -120 tatsächliche Fehlfläche  allg. Bereich

Mittagstisch -1 -50,00 fehlt zur Gänze
Küche -1 -25,00 fehlt zur Gänze
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Summe -2 -75,00 tatsächliche Fehlfläche Nachmittagsbetr.

Unterrichtsraum Musikerziehung -1 -60,00 Gemeindeindividueller Raum
Sammlung Musikerziehung -1 -15,00 Gemeindeindividueller Raum
Summe

Unterrichtsraum Werken 0 -16,55 Werkraum im 1.OG ist zu klein, Erweiterung
erforderlich

Sammlung Werken -1 -15,00 fehlt zur Gänze
Summe -1 -31,55 tatsächliche Fehlfläche bildn. Erziehung

Lehrmittelraum 0 5,17
Stammklassen (für 25
Schüler:innen) -1 -60,00 ein Klassenraum fehlt zur Gänze

Reserveklasse mit
Teilungsmöglichkeit 1 26,95

räume theoretisch ausreichend vorhaden
(bestehende kleine Klassenräume), können
aber nicht als Reserveklasse genutzt werden,
weil sie nicht aneinandergrenzen.

Summe -1 -60,00 tatsächliche Fehlfläche Theorie

Heizraum / Technik 0 -14,25 Raum vorhanden, aber etwas klein
Serverraum / Lager 0 -7,42 Raum vorhanden, aber etwas klein

zentraler Putzraum 0 13,97
durch Umfunktionieren der Bücherei im UG
könnte ein zentraler Putzraum inkl. Lager
entstehen

kleiner Putzraum je Geschoss -2 -6,00 fehlt zur Gänze
Summe -2 -6,00 tatsächliche Fehlfläche Servicebereich

Turnsaal 10,0 x 18,0 x 5,50m 0 -86,65
Raumhöhe für Gymnastikraum deutlich zu
gering, Fehlfläche nur für
Gemeindeindividuellen Turnsaal anstelle des
zumindest erforderlichen Gymnstikraums

Geräteraum 0 -16,28 vorhanden aber zu klein
Garderoben Lehrer -1 -10,00 fehlt zur Gänze
Garderoben Mädchen 0 -14,40 vorhanden aber zu klein
Garderoben Buben 0 -14,49 vorhanden aber zu klein
Summe -1 -55,17 tatsächliche Fehlfläche Leibesübungen

WC Lehrer / Barrierefrei 0 -2,02
derzeit kein WC barrierefrei, durch Umbau der
Sanitäreinheiten kann WC barrierefrei
geschaffen werden

WC Mädchen / Damen 0 9,80 ausreichend vorhanden
WC Buben / Herren 0 3,76 ausreichend vorhanden
Summe 0 0 tatsächliche Fehlfläche Sanitäreinheiten

Die Ermittlung der Fehlflächen bezieht sich auf den Mindeststandard, ohne Berücksichtigung
der gemeindeindividuellen Zusatzflächen.
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Die aktuelle Fehlflächenermittlung weicht deutlich von der landesseitigen Evaluierung ab:
Im vom Land Tirol beauftragten Gutachten werden lediglich 118 m² fehlende Fläche
ausgewiesen (Service-/Lagerräume sowie drei Räume à 20 m² für Lerngruppen bzw.
Lehrerarbeitsplätze). Nicht berücksichtigt wurden jedoch wesentliche Abweichungen vom
Mindeststandard und den Raumvorgaben gemäß Richtlinie für Schul- und Sportstättenbau.
Der Gymnastikraum ist aufgrund zu geringer Raumhöhe und fehlender Belichtungsflächen
nicht ausreichend, zwei bestehende Klassenräume erreichen nur etwa 75 % der
Mindestfläche und sind für 25 Schüler:innen ungeeignet (dauerhaft nur für kleinere
Jahrgänge nutzbar, mit wachsendem Reserveflächenbedarf). Außerdem fehlen eine
Zentralgarderobe und ein Mittagstisch vollständig. Die in der Evaluierung selbst
angeführten Lernlandschaften sind in der Fehlflächenermittlung nicht eingerechnet. Für den
allgemeinen Verwaltungsbereich sind gemäß Bildungsdirektion zusätzlich größere Flächen
vorzusehen. Daraus ergibt sich der große Unterschied der ausgewiesenen Fehlflächen laut
Landesgutachten gegenüber der vorliegenden Analyse.

Nachteile:

Die Gegenüberstellung von Ist-Bestand und Anforderungsprofil zeigt eine fehlende
Nettoraumfläche von 399,50 m², was eine Erweiterung um rund 50 Prozent des heutigen
Umfangs erzwingt. Dieser Raumgewinn lässt sich am Standort nicht allein durch eine
Aufstockung erzielen, sondern erfordert zusätzlich einen volumetrischen Anbau. Damit
würden die ohnehin zu knappen Freiflächen weiter schrumpfen, was den bereits bestehenden
Nutzungskonflikt zwischen Schule, Kindergarten und Kinderkrippe verschärft. Eine
Kompensation über Dachflächen ist nicht möglich, da deren Nutzbarkeit funktional und
bauphysikalisch begrenzt ist. Der Gymnastikraum bleibt mit ca. 2,80 m lichter Höhe deutlich
unter Standard und kann die pädagogischen Anforderungen nicht erfüllen. Räume im
Untergeschoss sind wegen eingeschränkter natürlicher Belichtung und Belüftung nur
bedingt umnutzbar. Durch die engen Grundstücksverhältnisse entstehen zusätzliche
Zielkonflikte bei Erschließung, Belichtung, Abstandslagen, Anlieferung und
Lärmimmissionen, während Park- und Verkehrssituation im Wesentlichen unverändert
problematisch blieben. Die Modulbauweise im Obergeschoss gilt als wirtschaftlich nicht
sanierbar und müsste vollständig abgetragen und neu aufgestockt werden, was Bauzeit,
Logistik und Interimsflächenbedarf erhöht. Funktional wären einzelne Räume trotz
Umstrukturierung ungünstig gelegen, zu kleine Räume könnten zwar organisatorisch
weitergenutzt werden, blieben jedoch ein Dauerkompromiss.

Vorteile:

Positiv ist die Weiternutzung tragfähiger Substanz mit potenziell geringerem
Primärressourceneinsatz. Der Standort ist bekannt und eingebunden, was Verfahrens- und
Erschließungsrisiken reduziert. Eine Sanierung erlaubt es, Brandschutz, Barrierefreiheit,
Haustechnik und Akustik gezielt zu ertüchtigen, Raumüberschüsse etwa in den
Sanitärbereichen durch Neuaufteilung für fehlende Funktionen zu aktivieren und in
Teilbereichen Lern- und Gruppenräume nachzurüsten. Mit der notwendigen Neuaufstockung
ließe sich die innere Organisation zumindest in Teilen zeitgemäß ordnen und die
pädagogische Nutzqualität im Bestand spürbar verbessern.

Ein Umbau des Bestandes macht eine temporäre Auslagerung in Container an einem
getrennten Standort erforderlich. Dadurch wird der Schulalltag organisatorisch zerrissen, die
Aufsicht erschwert und der Zusammenhalt geschwächt. Die Qualitätsstandards sind nur
eingeschränkt erreichbar, etwa bei Akustik, Raumluft, Barrierefreiheit, Sanitär und
Ausstattung. Zugleich entstehen erhebliche Mehrkosten durch ein derartiges Provisorium
und die Bauzeit des Projektes muss ideal auf den Schulablauf abgestimmt sein.
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Fazit im Lichte der Platzknappheit:

Trotz dieser Vorteile wiegen die räumlichen Restriktionen am Grundstück schwer. Der
kombinierte Bedarf aus Aufstockung und Anbau reduziert die freie Fläche für Pausen,
Bewegung und ruhige Lernzonen weiter, verschärft Kollisionspunkte mit Kindergarten und
Kinderkrippe und lässt die dringend benötigte Neuordnung der Hol- und Bringsituation nur
begrenzt zu. Die Summe aus massivem Erweiterungsvolumen, fehlenden Reserven im
Außenraum, nicht kompensierbarem Turnraumdefizit und baubetrieblichen Risiken legt
nahe, dass eine Sanierung mit Ausbau am Standort zwar technisch möglich ist, jedoch
dauerhaft auf Engpassniveau bleibt und zentrale Qualitätsziele nur mit spürbaren
Kompromissen erreicht.

Kosten der Sanierung inkl. Ausbau

Die folgende Kostenschätzung umfasst den Rückbau bis auf den Rohbau, den Abbruch der
Modulbauweise, die Trockenlegung des Untergeschosses, einen Zubau von rund 400 m²
Nettonutzfläche, den Ausbau des gesamten Gebäudes auf aktuellen mittleren Standard, den
Neubau der kompletten Haustechnik inklusive Heizanlage sowie sämtliche Nebenkosten wie
eine temporäre Containeranlage, die Umgestaltung der Außenanlagen, Planungshonorare und
die neue Einrichtung. Die Kostenschätzung bezieht sich auf die ca. 1.170 m2 Nettonutzfläche
zur Erreichung des Mindeststandards einer Bildungseinrichtung mit vier Klassenräumen.

Der Grundwert der Kostenschätzung leitet sich aus den Bauwerkskosten einer vergleichbaren
Bildungseinrichtung ab und beträgt ca. 4.600 €/m² brutto Nettonutzfläche, wovon rund 35 %
(≈ 1.600 €/m²) auf den Rohbau entfallen und ≈ 3.000 €/m² auf Ausbau und Technik. Es sind
etwa 230 m² Modulbauweise abzubrechen und zu den 399,5 m2 Erweiterung der Schule neu
zu errichten. Damit werden ca. 575 m² kernsaniert und ca. 630 m² neu auf- und ausgebaut.

Rechenansatz: 575 m2 x 3000 Euro + 630 m2 x 4.600 Euro

Folglich ergeben sich für die Sanierung samt Ausbau Bauwerkskosten in der Höhe von rund
4.623.000 Euro brutto.

Zuzüglich ca. 200.000 Euro für Abbruch und Rückbau, ca. 115.000 Euro für Beleuchtung und ca.
285.000 Euro für Außenanlagen liegen die Baukosten bei schätzungsweise 5.223.000 Euro.

Die Miete für ein Schulprovisorium beispielsweise in Containern liegt erfahrungsgemäß bei
ca. 22 Euro / m2 brutto im Monat. Eine Containerschule mit vier Klassen, Sanitärräumen,
Gang- und Aufenthaltsbereichen, sowie Platz für Lehrmittel und Lehrpersonal, sowie einem
Gymnastikraum kommt auf etwa 540 m2. Bei einer Bauzeit von geschätzt 15 Monaten
betragen die Mietkosten rund 178.000 Euro brutto. Dazu kommen ca. 80.000 Euro für
Erschließung und Aufstellung, ca. 85.000 Euro für eine temporäre Dachkonstruktion und
Umzäunungen, sowie 45.000 Euro für den Rückbau und die Rekultivierung von in Anspruch
genommenem Fremdgrund. Die Pacht für diesen Fremdgrund wird bei dieser Berechnung
nicht berücksichtigt. Das Schulprovisorium schlägt mit geschätzten Kosten von ca. 390.000
Euro zu Buche.

Unter Berücksichtigung von 15% Planungskosten und Honoraren ergeben sich
Errichtungskosten von rund 6,455 Mio. Euro für die Variante Sanierung und Ausbau des
Bestandes auf 1.170m2 Nettonutzfläche.
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Bei diesem Kostenaufwand und einer aufwändigen Sanierung bleibt am Ende dennoch ein
Kompromiss: unzureichende Bewegungs- und Freiflächen für die Schüler*innen, fortgesetzte
Nutzungskonflikte durch das zu kleine Grundstück, ein Turnraum mit weiterhin nicht
ausreichender Raumhöhe, nur begrenzte Erweiterbarkeit für künftige Jahrgänge, eine
unverändert angespannte Verkehrs- und Parksituation im unmittelbaren Umfeld, funktional
ungünstig gelegene Räume durch die Zwänge des Bestandes, sowie eine nur teilweise
erreichbare Qualitätssteigerung und Verbesserung der Aufenthaltsqualität. Dazu kommen
Betriebsrisiken aus Bauetappen mit Auslagerungen und ein höherer Instandhaltungsbedarf
eines älteren Baukörpers, der trotz Sanierung strukturelle Grenzen behält.

Auf die zusätzliche Erweiterung für gemeindespezifische Bedürfnisse und den
Mehrflächenbedarf des Kindergartens wird bei dieser Variante nicht weiter eingegangen, da
der Bauplatz für den grundsätzlich erforderlichen Ausbau schon nahezu keine Reserven
bietet.

4.2 ABBRUCH UND NEUBAU AM SELBEN STANDORT
In Anbetracht der bei einer Sanierung ohnehin erforderlichen tiefgreifenden Um- und
Rückbauarbeiten bis auf den Rohbau sowie dem teilweise notwendigen Abtrag ganzer
Gebäudeteile wird die Variante eines vollständigen Abbruchs mit anschließendem Neubau
am bestehenden Standort geprüft. Auch wenn einzelne fehlende Flächen theoretisch über
Zubauten ergänzt werden könnten, blieben am Bestand voraussichtlich Nutzungskonflikte,
die aus der heutigen Gebäudeorganisation, den Fluchtwegsituationen, der Barrierefreiheit
und den eingeschränkten Erweiterungsmöglichkeiten resultieren. Ein Neubau am selben Ort
eröffnet die Chance, die vorhandene Grundstücksfläche funktional besser zu nutzen, klare
Erschließungen und sichere Außenräume herzustellen und die pädagogischen
Anforderungen ohne Kompromisse in einem kompakten, energieeffizienten Gebäude
umzusetzen. Für die Beurteilung wird vom identen Raum- und Funktionsprogramm wie bei
der Sanierungsvariante ausgegangen.

Die verfügbare Grundstücksfläche beträgt rund 2 475 m². Durch die Hanglage gehen südseitig
unterhalb der bestehenden Stützmauer nutzbare Flächen verloren. Die aktuell bebaute Fläche
umfasst ca. 990 m² und gliedert sich zu etwa 45 % in den dreigeschossigen Schultrakt und
zu etwa 55 % in den zweigeschossigen Kindergarten/Kinderkrippe. Für die Realisierung eines
neuen Schulgebäudes am Standort wäre ein teilweiser Umbau des Kindergartens erforderlich.
Dabei ist sicherzustellen, dass der verbleibende Bestand in seiner Funktion nicht
eingeschränkt wird (Belichtungs- und Belüftungsflächen, haustechnische Erschließung,
derzeit gemeinsamer Zugang von Schule und Kindergarten). Werden diese Eingriffe auf die
Ferienzeiten konzentriert und der Bauablauf sorgfältig koordiniert, kann der Kindergarten
voraussichtlich ohne Ausweichquartier weiterbetrieben werden. Ein Neubau des
Schulgebäudes ohne vorherigen Abbruch des bestehenden Schultrakts ist aufgrund der
begrenzten Grundstücksgröße jedoch nicht möglich.
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Aufgrund der Topografie und der begrenzten Grundstücksgröße bestehen nur sehr wenige
Optionen für einen neuen Baukörper. Als einzig sinnvoller Standort bietet sich die südöstliche
Ecke an, um möglichst viel nutzbare Fläche zu gewinnen. Planerisch anspruchsvoll ist die
Führung des Baukörpers entlang der Stützmauer, wo Teile unter Geländeniveau liegen. Die
natürliche Belichtung und Belüftung der Nutzräume dürfen dadurch nicht beeinträchtigt
werden. Der Vorteil: Funktionsbereiche mit geringeren Anforderungen an Tageslicht, etwa der
Turnsaal, können unterirdisch bis an die Grundgrenze reichen und damit oberirdisch Platz
schaffen. Oberirdisch müsste so nahe wie möglich an die Gemeindestraße herangerückt
werden, da die üblichen Grenzabstände der offenen Bauweise den Neubau sonst unzumutbar
einschränken.

Im Bestand stehen rund 640 m² Kindergartenfläche und etwa 1 170 m² Schulfläche zur
Verfügung. Mit einem Zuschlag von ca. 15 % für Konstruktion und nicht nutzbare Flächen
ergibt sich eine Bruttogeschossfläche von knapp 2 100 m². Bei einer mittleren Geschosshöhe
von 4 m entspricht dies einer Baumasse von grob 8 400 m³. Selbst bei teilweiser
Unterbringung im Untergrund verbleiben oberirdisch mehr als 7 000 m³. Bezogen auf die
Grundstücksgröße resultiert daraus eine Nutzflächendichte von etwa 0,73 und eine
oberirdische Baumassendichte von rund 2,8. Die Errichtung eines solchen Baukörpers ist
grundsätzlich machbar. Der flächenmäßige Gewinn am Grundstück gegenüber der
Sanierungsvariante fällt jedoch nur gering aus.

Kindergarten/Kinderkrippe
(ca. 55% der bebauten Fläche)

Abzubrechender Baukörper
(ca. 45% der bebauten Fläche)
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Nachteile:

Bei dieser Bebauungsvariante sind zusätzliche Aspekte zu berücksichtigen. Reduzierte
Grenzabstände greifen in Nachbarschaftsrechte ein und verursachen spürbare Nachteile für
angrenzende Bewohner. Der Kindergartenbetrieb erfährt trotz Ferienfenstern und
abgestimmter Abläufe vorübergehende Einschränkungen. Zur Kompensation der knappen
Außenflächen ist eine Tiefgarage erforderlich. Ein darüberliegender Schulhof kann nutzbare
Freiräume sichern und geordnete Pausenflächen schaffen. Die Dachflächen müssen für
Aufenthaltsbereiche und Schulgärten aktiv genutzt werden. Hangsicherungen und
Unterfangungen der bestehenden Stützmauer verursachen zusätzliche Kosten und
technische Risiken. Notwendige Umbaumaßnahmen im Kindergarten betreffen Belichtung,
Haustechnik und Erschließung und erhöhen den Aufwand. Die bauliche Dichte liegt deutlich
über dem ortsüblichen Maß in Polling und lässt kaum Spielraum für spätere Erweiterungen.
Die Baustelle wird durch enge Platzverhältnisse und den parallellaufenden
Kindergartenbetrieb kostenintensiv und logistisch anspruchsvoll.

Vorteile:

Die Vorteile dieser Variante liegen vor allem in einem, wenn auch überschaubaren,
Flächengewinn auf dem Grundstück. Kindergarten und Kinderkrippe bleiben räumlich
beieinander und können Synergien nutzen. Der Kindergarten profitiert funktional vom neuen
Turnsaal und kurzen Wegebeziehungen. Die Räume lassen sich frei einteilen und flexibel auf
moderne pädagogische Konzepte abstimmen. Die Verkehrs- und Erschließungssituation am
Standort kann insgesamt geordnet und verbessert werden.

Kosten für einen Abbruch und Neubau des Schulgebäudes am selben Standort

Die folgende Kostenschätzung umfasst den Abbruch des Schulgebäudes, die
anpassungsarbeiten am Kindergarten, die Mehrkosten für eine aufwändigere Bauweise durch
geotechnische Risiken und Platzverhältnisse und die Neuerrichtung eines Gebäudes im
mittleren Standard inkl. Tiefgarage. Außerdem sind sämtliche Nebenkosten wie eine
temporäre Containeranlage, die Umgestaltung der Außenanlagen und Planungshonorare Die
Kostenschätzung bezieht sich auf die ca. 1.170 m2 Nettonutzfläche zur Erreichung des
Mindeststandards einer Bildungseinrichtung mit vier Klassenräumen.

Wie bei der Kostenermittlung der Sanierung bildet die Basis der Kostenschätzung ein
Grundwert für Bauwerkskosten einer vergleichbaren Bildungseinrichtung ab und beträgt ca.
4.600 €/m² brutto Nettonutzfläche. Die Errichtung einer Tiefgarage für die Pädagogen und
Mehrkosten für den Baubetrieb und die Spezialtiefbauarbeiten lassen sich auf die
Bauwerksgröße mit 450 €/m² brutto umlegen.

Folglich ergeben sich Bauwerkskosten für den Neubau in der Höhe von rund 5.910.000 Euro
brutto.

Zuzüglich ca. 120.000 Euro für Abbruch, ca. 150.000 Euro Umbaukosten am Kindergarten,
weiteren ca. 115.000 Euro für Beleuchtung und ca. 285.000 Euro für Außenanlagen liegen die
Baukosten bei schätzungsweise 6.580.000 Euro.

Ausgehend von derselben Bauzeit wie bei der Sanierung, werden die geschätzten Kosten von
ca. 390.000 Euro für das Schulprovisorium in Containern übernommen.
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Unter Berücksichtigung von 15% Planungskosten und Honoraren ergeben sich
Errichtungskosten von rund 8,02 Mio. Euro brutto für den Abbruch und Neubau des
Schulgebäudes am selben Standort.

Würde ein neuer Baukörper das gesamte Raumprogramm einschließlich größerem Turnsaal
sowie Musik- und Mehrzweckraum aufnehmen und damit eine Nettonutzfläche von rund
1.400 m² erreichen, lägen die Errichtungskosten nach demselben Rechenmodell
hochgerechnet bei etwa 9,60 Mio. Euro brutto.

Angesichts der aufwändigen Baustellenlogistik, der hohen Herstellungskosten für Tiefgarage,
Hangsicherung, Unterfangungen und Kindergarten-Umbauten sowie der Verfahrens- und
Terminrisiken durch Nachbarrechte und Spezialtiefbau ist sorgfältig zu prüfen, ob der
Qualitätsgewinn diese Investition für die Gemeinde Polling rechtfertigt. Die dauerhaft sehr
hohe bauliche Dichte mit geringen Reserven für spätere Anpassungen und mögliche
Einschränkungen der Aufenthaltsqualität verschärfen diese Abwägung. Die Variante ist trotz
der genannten Schwierigkeiten grundsätzlich realisierbar, verlangt jedoch eine sehr
sorgfältige Projektentwicklung im Vorfeld und eine konsequent hochwertige
Projektsteuerung über alle Phasen.

4.3 NEUBAU AN EINEM ANDEREN STANDORT
Im Unterschied zu Sanierung oder Neubau am Bestandsstandort wird hier die Errichtung der
Schule an einem neuen Ort untersucht. Für die Realisierung sind zwei Grundfragen zu klären:
Welche grundsätzlich verfügbaren Grundstücke liegen funktional günstig, und wie wird der
heutige Bestand sinnvoll nachgenutzt.

Für die Standortsuche sind Größe und Zuschnitt des Grundstücks, sichere Erreichbarkeit zu
Fuß, mit dem Rad und per ÖPNV, verkehrliche Anbindung für Bring-/Holverkehr und
Lieferungen, Lärm- und Emissionssituation, Topografie und Baugrund, Anschluss an Ver- und
Entsorgungsmedien sowie Eigentums- und Widmungslage maßgeblich. Ebenso zu beachten
sind naturschutz- und wasserrechtliche Belange, Hochwasser- und Hangrisiken,
Schulwegsicherheit und die Möglichkeit, ausreichend Freiflächen, Sportflächen und
Erweiterungsreserven herzustellen. Parallel ist die Nachnutzung des Bestands zu klären:
Umnutzung für kommunale Zwecke, Teilrückbau, Verwertung/Verkauf oder Zwischennutzung
bis zur endgültigen Entscheidung.

Für die Umsetzung kommen verschiedene Entwicklungsmodelle in Betracht: die
konventionelle Realisierung mit getrenntem Planen und Bauen, Modelle mit Generalplaner
oder Generalunternehmer, Totalunternehmer- und Lebenszyklus/Mietmodelle, sowie
serielle/modulare Bauweisen für eine beschleunigte Realisierung. Davon abhängig sind
Vergabestrategie, Kostensicherheit, Terminrisiken, Schnittstellen und Einflussmöglichkeiten
der Gemeinde. Zusätzlich zu den Baukosten sind Kosten für Grunderwerb, Erschließung und
Außenanlagen sowie etwaige Ausgleichsmaßnahmen einzuplanen. Schließlich ist die Bau-
und Übergangsorganisation zu regeln, damit der Schul- und Kindergartenbetrieb bis zur
Übersiedlung ohne Ausweichquartier oder mit klar definierten temporären Lösungen
aufrechterhalten werden kann.
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4.3.1 Grundstück
Ausgehend vom Raum- und Funktionsprogramm sowie einem ausgewogenen Verhältnis von
Freiflächen, Verkehrs- und Erschließungsflächen und angemessenen Reserven für künftige
Erweiterungen sollte das neue Grundstück mindestens 3 500 m² aufweisen. Je nach
Gebäudegröße ergibt sich daraus eine Nutzflächendichte von etwa 0,35 bis 0,40, was dem
ortsüblichen Maß im ländlichen Raum entspricht. Die Grundstücksform sollte möglichst
rechteckig sein, ausgeprägte Hanglagen sind zu vermeiden. Die infrastrukturelle Anbindung
an den Bestand soll ohne zusätzliche Maßnahmen an Straßen und Leitungen möglich sein.
Eine Feuerwehrzufahrt und eine ausreichende Löschwasserbereitstellung sind
sicherzustellen. Das Grundstück sollte sich in einem überschaubaren Radius zum Dorfkern
befinden. Idealerweise bleibt die Entfernung zum verbleibenden Kindergarten gering, um das
zusätzliche Verkehrsaufkommen aus Hol- und Bringverkehren an zwei Standorten zu
minimieren.

Im folgenden Orthofoto sind die Grundstücke mit ausreichender Größe im zentralen
Gemeindegebiet dargestellt:

Im Orthofoto markiert der blaue Kreis den heutigen Standort von Schule und Kindergarten,
die roten Kreise kennzeichnen potenziell ausreichend große Flächen. Bewertet man diese
Areale nach den zuvor definierten Kriterien, scheiden die beiden Grundstücke nördlich des
Gießenbachs tendenziell aus: Sie liegen zu weit vom Kindergarten entfernt, sichere Schul- und
Verkehrswege wären schwer herzustellen, und die Wege wären insgesamt am längsten. Zwar
wirken die Lagen auf den ersten Blick attraktiv, weil sie in der Ebene liegen, Freiflächen beim
Vereinshaus potenziell mitgenutzt werden könnten und die größere Distanz zu Wohngebieten
Lärm- und Verkehrsemissionen entschärfen würde. Dem stehen jedoch eine erst zu
ertüchtigende Infrastruktur, Konflikte mit der Flächenwidmung (hochwertige
landwirtschaftliche Böden, Teile im Überflutungsbereich) sowie ein hoher Grundwasserstand
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mit absehbaren Mehrkosten entgegen. Ein weiterer entscheidender Faktor ist die
Aktivierbarkeit dieser Flächen: Sie befinden sich in Fremdbesitz, werden intensiv
landwirtschaftlich genutzt und die Gemeinde verfügt derzeit über keine adäquaten
Tauschflächen. Daraus resultieren erhebliche Verhandlungs- und Zeitrisiken, potenziell
höhere Erwerbskosten, mögliche Konflikte mit bestehenden Pachtverhältnissen sowie ein
unsicherer Ausgang von Widmungs- und Grundverkehrsverfahren. Insgesamt sinkt damit die
Realisierbarkeit im gewünschten Zeitraum deutlich.

Ein ähnliches Fazit ergibt sich für die Grundfläche im Nordosten: Die unzureichende
technische und verkehrliche Infrastruktur, die große Entfernung zum bestehenden
Kindergarten sowie der derzeitige Zustand der Erschließungswege sprechen deutlich gegen
eine Realisierung an diesem Standort. Dadurch steigen Kosten-, Termin- und
Genehmigungsrisiken, während die Schulwegsicherheit und die erreichbare Alltagsqualität
für Kinder und Eltern hinter anderen Optionen zurückbleiben.

Das südöstlich gelegene Grundstück liegt in leichter Hanglage oberhalb des
gemeindeeigenen Spielplatzes und befindet sich außerhalb der Naturgefahrenzonen. Es
grenzt an Wohngebiet, liegt für viele Kinder bereits am bestehenden Schulweg und befindet
sich in kurzer Distanz zum Kindergarten. Die Erschließung ist gesichert, die bestehende
Infrastruktur ist ausreichend und der Spielplatz könnte im Schulbetrieb mitgenutzt werden.
Durch die Lage in Verlängerung des heutigen Haupterschließungswegs ist kein zusätzliches
Verkehrsaufkommen zu erwarten, sodass Schulwegsicherheit und Alltagswege ohne
Mehrbelastung erhalten bleiben.

Das direkt nordwestlich der bestehenden Schule gelegene Grundstück weist ebenso eine
leichte Hanglage auf und liegt auch außerhalb der Gefahrenzonen der WLV. Die wenige Jahre
alte Erschließung oberhalb stellt eine ausreichende technische Infrastruktur sicher und die
unmittelbare Nähe zum Kindergarten ist ein klarer Standortvorteil. Für eine Realisierung wäre
jedoch ein sorgfältig abgestimmtes Erschließungskonzept notwendig, da die westlichen
Zufahrtsstraßen das zu erwartende Verkehrsaufkommen nur begrenzt aufnehmen können.
Aufgrund der Lage im Zentrum eines Wohngebiets sind zudem Lärm- und
Verkehrsemissionen für Anrainer am höchsten, was besondere Anforderungen an
Verkehrsführung, Organisation der Hol- und Bringzonen sowie an bauliche und betriebliche
Lärmschutzmaßnahmen stellt.

Zusammengefasst bestehen mehrere grundsätzlich geeignete Standorte, die jedoch
sämtlich in Fremdbesitz liegen. Gelingt es, eine dieser Flächen zu aktivieren, könnte die
Gemeinde eine neue Schule an einem funktional sinnvollen Ort mit gesicherter Erschließung,
kurzen Wegen und ausreichenden Freiräumen realisieren.

4.3.2 Neubau an einem anderen Standort
Als dritte Variante wird der Neubau an einem anderen Standort in Betracht gezogen. Entgegen
der Sanierung mit Ausbau oder dem Neubau am alten Standort ermöglicht diese Option eine
freie, an Pädagogik und Betrieb optimierte Anordnung von Räumen und Freiflächen, erfordert
jedoch die vorgelagerte Klärung von Widmung, Genehmigungen und Erschließung sowie ein
sorgfältiges Verkehrs-, Logistik- und Terminmanagement, damit Qualität,
Schulwegsicherheit und Budget verlässlich eingehalten werden.
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Nachteile:

Ein Neubau an einem neuen Standort kann längere Verfahren für Widmung und Grundverkehr
nach sich ziehen und zusätzliche Kosten für Erschließung sowie Medienanschlüsse
verursachen. Zudem sind höhere Anfangsinvestitionen für Grunderwerb und Infrastruktur zu
erwarten. Je nach Lage verlängern sich Schulwege, der Hol- und Bringverkehr nimmt zu und
die Verzahnung mit Angeboten wie Kindergarten, Vereinshaus oder Ortskern fällt schwächer
aus. Auch aus ökologischer Sicht ist der zusätzliche Flächenverbrauch auf bislang
unbebauten Arealen häufig kritisch zu bewerten, zumal in Tirol der Nutzungskonflikt
zwischen Bauflächen, Landwirtschaft, Gewerbe und Infrastrukturbedarf besonders
ausgeprägt ist.

Vorteile:

Ein Neubau an einem geeigneten neuen Standort bietet die Chance, das Gebäude von Grund
auf am aktuellen Raum- und Funktionsprogramm auszurichten und moderne pädagogische
Konzepte ohne Kompromisse umzusetzen. Die Grundrisse lassen sich frei und passgenau auf
die örtlichen Gegebenheiten und die gemeindeindividuellen Interessen zuschneiden – kurze
Wege, klare Funktionszuordnungen, gute Orientierung und optimal belichtete Lernbereiche
werden dabei von Beginn an mitgeplant. Auch technische Standards (Barrierefreiheit, Akustik,
Raumluft, Energie) können als integrale Qualitätsziele festgelegt und im Entwurf konsequent
realisiert werden.

Organisatorisch vereinfacht ein externer Standort den Bauablauf erheblich: Schule und
Kindergarten bleiben bis zur Übersiedlung im Vollbetrieb, ein Ausweichquartier ist nicht nötig
und pädagogische Abläufe werden nicht durch Bauphasen gestört. Die Termin- und
Kostensicherheit steigt, weil der Neubau weniger unbekannte Risiken birgt als eine Sanierung
im Bestand (z. B. Baugrund, Schadstoffe, versteckte Schäden oder Schnittstellen zu alter
Technik). Ausschreibung und Vergabe können auf ein klar definiertes, vollständiges
Leistungsbild gestützt werden, was Nachträge reduziert und den Projektverlauf transparenter
macht.

Städtebaulich und funktional ermöglicht der Neubau eine ganzheitliche Erschließung mit
sicheren Schulwegen, klar organisierten Hol- und Bringzonen, geordneten Lieferbereichen und
ausreichend Stell- sowie Wendeflächen. Großzügige, zusammenhängende Außenräume für
Sport, Bewegung und Lernen im Freien lassen sich von vornherein dimensionieren und
qualitativ aufwerten; gleichzeitig können sinnvolle Reserven für spätere Erweiterungen oder
veränderte Pädagogik eingeplant werden. Die Gebäudeform kann kompakt und
energieeffizient angelegt werden, inklusive vorbereitetem Dach für Photovoltaik,
bedarfsgerechter Lüftung, guter Hülle und einer zukunftsfähigen Haustechnikstruktur.

Ein weiterer Vorteil liegt in der Perspektive für den heutigen Standort: Durch die geordnete
Nachnutzung des Bestandsareals können zusätzliche, in der Gemeinde benötigte Flächen
geschaffen werden – etwa für kommunale Dienste, Betreuung, Vereine, Infrastruktur oder
andere öffentliche Zwecke. So entsteht neben dem funktional passgenauen Schulneubau
auch ein Mehrwert für die Gesamtgemeinde, weil dringende Flächenbedarfe an geeigneter
Stelle gedeckt werden können.
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Kosten für einen Neubau an einem neuen Standort

Die Kosten für einen Neubau an einem anderen Standort hängen von mehreren Parametern
ab. Die reinen Gebäudeherstellungskosten entsprechen im Grundsatz jenen der Variante
„Neubau am bestehenden Standort“. Unterschiede in der Kostenermittlung ergeben sich vor
allem aus den örtlichen Gegebenheiten wie Erschließungsqualität, Hangsituation, möglichen
Naturgefahrenzonen sowie der Boden- und Grundwassersituation. Hinzu kommt die Wahl des
Wirtschafts- und Beschaffungsmodells: Das Gebäude kann etwa durch einen Bauträger
errichtet und von der Gemeinde als Nutzerin gemietet werden, oder die Gemeinde finanziert
und realisiert das Projekt in Eigenregie.

Für eine belastbare Vergleichbarkeit mit den übrigen Varianten wird im Folgenden von einem
ortsüblichen Bauplatz ohne erschwerende Baugrundverhältnisse ausgegangen, verbunden
mit einer gegenüber dem Status quo verbesserten Erschließung.

Die folgende Kostenschätzung bezieht sich auf einen Neubau mit rund 1.170 m²
Nettonutzfläche zur Erreichung des Mindeststandards, inklusive einer Tiefgarage für das
pädagogische Personal, der Verbesserung der verkehrlichen Erschließung sowie der
vollständigen Neugestaltung der Außenanlagen.

Wie bei den vorhergehenden Kostenermittlungen, errechnen sich die Bauwerkskosten für den
Neubau anhand eines Grundwertes von 4.600 € brutto pro m² Nettonutzfläche. Für die
Errichtung einer Tiefgarage werden umgelegte Kosten in der Höhe von 300 €/m² angesetzt.

Folglich ergeben sich geschätzte Bauwerkskosten für den Neubau in der Höhe von rund
5.733.000 Euro brutto.

Zuzüglich ca. 45.000 Euro für Aufschließung, ca. 115.000 Euro für Beleuchtung und ca. 350.000
Euro für Außenanlagen liegen die Baukosten bei schätzungsweise 6.243.000 Euro.

Unter Berücksichtigung von 15% Planungskosten und Honoraren ergeben sich
Errichtungskosten von rund 7,18 Mio. Euro brutto für den Neubau des Schulgebäudes an
einem anderen Standort.

Würde ein neuer Baukörper das gesamte Raumprogramm einschließlich größerem Turnsaal
sowie Musik- und Mehrzweckraum aufnehmen und damit eine Nettonutzfläche von rund
1.400 m² erreichen, lägen die Errichtungskosten nach demselben Rechenmodell
hochgerechnet bei etwa 8,48 Mio. Euro brutto.
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4.3.3 Nachnutzung des Bestandes
Die Nachnutzung des Bestands ist nicht nur ein maßgeblicher Faktor für die Realisierung des
Neubaus, sondern bietet der Gemeinde zugleich die Chance, die derzeit bestehenden
Flächenfehlstände im Gemeindeamt und im Vereinshaus gezielt zu kompensieren. Durch
eine bedarfsgerechte Umnutzung können dringend benötigte Räume für Verwaltung,
Bürgerdienste und Vereinstätigkeiten geschaffen und das kommunale Raumangebot
nachhaltig verbessert werden.

Im Konkreten kann das derzeitige Schulgebäude nach einem Schulneubau an anderer Stelle,
folgende Nutzungen aufnehmen:

- Nach Vorgabe der Bildungsdirektion im Zuge der geplanten Umstrukturierung von
Kindergarten und Kinderkrippe verfügt das Bestandsgebäude nicht über ausreichend
Fläche, um die erforderliche Kinderanzahl und Betreuungsgruppen gemäß Richtlinien
und Standards ordnungsgemäß aufzunehmen. Derzeit werden Defizite über
organisatorische Lösungen, aufwändigere Ausstattung und Synergien zwischen
Schule und Kindergarten abgefedert. Für eine regelkonforme Umsetzung ist
zumindest ein Klassenraum der bestehenden Schule, der haustechnisch bereits an
den Kindergarten angebunden ist, dem Kindergarten zuzuordnen. Diese
Flächenverschiebung ist unabhängig von der gewählten Hauptvariante mitzudenken
und hat unmittelbare Auswirkungen auf die verbleibenden Schulflächen und die
spätere Nachnutzung.

- Das Gemeindeamt verfügt derzeit weder über getrennte noch über barrierefreie WC-
Anlagen. Auch Lager- und Archivflächen sind unzureichend. Mit Beginn der
kommenden Gemeinderatsperiode wird zudem der Sitzungssaal zu klein. Durch die
Auslagerung der derzeit im Gemeindeamt untergebrachten Arzt- und Therapieräume
in den alten Schultrakt können diese Defizite gezielt behoben werden.

- Ein niedergelassener Hausarzt ist aus versorgungsstrategischer Sicht sinnvoll, da der
Sprengelarzt bereits stark ausgelastet ist und das Wachstum der Umlandgemeinden
den Bedarf weiter erhöht. Durch die Auslagerung der Arztpraxis aus dem Gemeindeamt
in den alten Schultrakt können angemessene, barrierefreie Praxisräume mit
Wartebereich, Nebenräumen und eigenständigem Zugang geschaffen werden. Dies
verbessert die ärztliche Grundversorgung, entlastet die Verwaltungsflächen im
Gemeindeamt und ermöglicht eine klare Trennung von Patientenverkehr und
Amtsbetrieb.

- Eine Bücherei bzw. ein offener Lernraum mit angeschlossenem Jugendraum schafft
einen frei zugänglichen Ort für Nachhilfe, konzentriertes Arbeiten und gemeinsames
Lernen sowie einen sicheren Treffpunkt für Kinder und Jugendliche. Flexible
Möblierung, gute Beleuchtung und ruhige Zonen ermöglichen individuelle
Lernphasen, während ein separater, robust ausgestatteter Jugendraum Platz für
Austausch, Projekte und Freizeitaktivitäten bietet. Durch abgestimmte
Öffnungszeiten, WLAN, medienpädagogische Angebote und Kooperationen mit Schule,
Vereinen und Elterninitiative wird der Raum zu einem lebendigen Knotenpunkt des
Gemeindelebens, der Bildung fördert, soziale Kontakte stärkt und den
generationsübergreifenden Austausch unterstützt.

- Ein Begegnungsraum schafft einen offenen Ort für Alt und Jung – tagsüber in
Kooperation mit Schule und Kindergarten (z. B. Vorlesestunden, Lernpatenschaften,
Elterncafés) und am Nachmittag/Abend für Freizeit, Vereinstreffen und kleine
Kulturangebote. Flexible Möblierung, akustische Zonierung und barrierefreier Zugang
ermöglichen ruhige Treffen ebenso wie Workshops oder Generationenprojekte.
Ergänzende Infrastruktur wie Teeküche, Lager-, Garderoben- und
Medientechnikflächen stellt einen reibungslosen Betrieb sicher und stärkt den
sozialen Zusammenhalt im Ort.
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- Weitere sinnvolle Nachnutzungen umfassen flexible Räumlichkeiten für kleinere
Vereine, ein kommunales Angebot wie das EKiZ mit betreuten Treffpunkten und
Beratungen sowie Kursräume für Freizeitaktivitäten, die bei Bedarf auch extern – auf
Basis von Raummiete – genutzt werden können. Ein gut ausgestatteter
Schulungsraum (Beamer/Medientechnik, variable Bestuhlung) ermöglicht
Fortbildungen, Workshops und Informationsabende. Ergänzend sind ausreichend
dimensionierte Lagerräume für Vereinstätigkeiten und gemeindliche Zwecke
vorzusehen, um Material, Technik und Archivgut geordnet unterzubringen. Für die
gemeindepolitische Arbeit bietet sich zudem ein eigener, akustisch gut
abgeschirmter Raum für Ausschusssitzungen an, der bei Bedarf als Besprechungs-
oder Beratungszimmer fungiert.

Ob nach einem Abbruch der Modulbauweise am bestand ausreichend Raum für diese
Nutzungen bleibt oder das oberste Geschoss wiederhergestellt werden muss, ist im Rahmen
eines gesonderten Raumprogramms zu klären. Fest steht, dass der Gemeinde bereits heute
unterschiedliche Flächen fehlen, die es zeitnah zu kompensieren gilt. Sollte der Bestand
saniert werden, ist für diese Bedarfe ein alternativer Neubau in Betracht zu ziehen, da das
Gemeindeamt aufgrund der örtlichen Gegebenheiten nicht weiter ausgebaut werden kann.
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5 VERGLEICH DER VARIANTEN

5.1 ZUSAMMENFASSENDER VERGLEICH:
Im Vergleich der drei Varianten zeigt sich ein klares Profil: Die Sanierung mit Ausbau ist
technisch machbar und ressourcenschonend, nutzt die bekannte Lage und erlaubt gezielte
Verbesserungen bei Brandschutz, Barrierefreiheit, Haustechnik und Akustik. Gleichzeitig
bleiben die Außenflächen knapp, Nutzungskonflikte mit Kindergarten und Kinderkrippe
bestehen fort, der zu niedriger Turnraum und eingeschränkt nutzbare Untergeschossflächen
setzen funktionale Grenzen, und die Verkehrs- sowie Parksituation verbessert sich kaum.
Bauetappen samt Schulprovisorium belasten den Betrieb merklich; der Qualitätsgewinn fällt
trotz erheblicher Eingriffe begrenzt aus, Reserven für die Zukunft sind praktisch nicht
vorhanden.

Der Abbruch mit Neubau am selben Standort ermöglicht kompaktere, pädagogisch gut
organisierbare Grundrisse und bietet die Chance, Erschließung und Verkehrsführung zu
ordnen, während die Nähe zu Kindergarten und Kinderkrippe erhalten bleibt. Dem stehen
jedoch eine sehr hohe bauliche Dichte, voraussichtliche Reduktionen von Grenzabständen
mit Konfliktpotenzial, geotechnisch und logistisch anspruchsvolle Rahmenbedingungen
(Hang, Unterfangungen, enge Baustelle) sowie temporäre Einschränkungen im Kindergarten
gegenüber. Freiraumdefizite müssten über Tiefgarage und Dachnutzungen kompensiert
werden; die Erweiterungsreserven am Grundstück bleiben gering. Insgesamt ist die Variante
realisierbar, verlangt aber eine besonders sorgfältige Projektentwicklung und stringente
Steuerung.

Der Neubau an einem anderen Standort eröffnet die größten pädagogischen und
freiräumlichen Spielräume: Grundrisse können frei und zukunftsfähig organisiert, sichere
Hol- und Bringzonen sowie zusammenhängende Außenräume ganzheitlich geplant und
Reserven für spätere Entwicklungen gesichert werden. Der Bauablauf wird übersichtlicher, da
Schule und Kindergarten bis zur Übersiedlung regulär weiterlaufen und kein
Ausweichquartier nötig ist; zugleich steigt die Kostensicherheit, weil Bestandsrisiken
entfallen. Im Gegenzug sind längere Verfahren für Widmung und Grundverkehr, zusätzliche
Aufwendungen für Erschließung und Medien, potenziell längere Schulwege und eine
schwächere Verzahnung mit bestehenden Angeboten zu berücksichtigen; zudem ist der
Eingriff in unbebaute Flächen ökologisch sorgfältig abzuwägen. Gelingt es, ein geeignetes
Grundstück zu aktivieren, bietet diese Option die beste Perspektive auf Qualität und
Zukunftsfähigkeit, während das Bestandsareal gezielt kommunale Fehlflächen decken kann.

Stehen pädagogische Qualität, Freiraum und langfristige Entwicklungsmöglichkeiten im
Vordergrund und ist ein passender Standort aktivierbar, spricht die Abwägung für den Neubau
an einem anderen Standort

Fazit:

Unter Abwägung der Kosten für Abbruch und Neubau am selben Standort samt den damit
verbundenen Vorteilen und Kompromissen relativieren sich die Mehrkosten einer
Neubauvariante an einem anderen Standort. Deren Vorteile überwiegen in Summe, sodass
letztlich nur zwei Varianten als wirtschaftlich sinnvoll erscheinen. Ob die zusätzlichen
Aufwendungen eines externen Neubaus durch die erwarteten Qualitätsgewinne gerechtfertigt
sind – und ob ein Ausbau des Bestandes auf den Mindeststandard für den künftigen Betrieb
überhaupt ausreicht – ist von der Gemeinde im Lichte der langfristigen finanziellen
Auswirkungen und strategischen Zielsetzungen sorgfältig zu entscheiden.
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5.2 VORGESPRÄCH MIT DER TIROLER LANDESREGIERUNG:
Unabhängig von der gewählten Variante ist das Projekt nur mit finanzieller Unterstützung
durch Land, Bund oder Förderprogramme realistisch umsetzbar. Eine reine Eigenfinanzierung
würde die Leistungsfähigkeit des Gemeindehaushalts überfordern. Zum Vergleich lagen die
effektiven Gesamtinvestitionen der vergangenen vier Jahre für Gemeindebetrieb, Schule
sowie Ausbau und Erhalt der Infrastruktur nach Abzug aller Förderungen jährlich zwischen
rund 130.000 € und 345.000 €. Diese Schwankungen wurden maßgeblich durch einzelne
Bauprojekte beeinflusst. Trotz zahlreicher Gebührenerhöhungen und teilweiser Reduktionen
bei Verwaltung und laufendem Betrieb ist für die kommenden Jahre kein wesentlicher
Aufwärtstrend der frei verfügbaren Investitionsmittel zu erwarten.

Der wesentliche Ausgangspunkt für die Entscheidungsfindung sind die von der Gemeinde
letztlich zu finanzierenden Gesamtprojektkosten unter Berücksichtigung der erwartbaren
Fördermittel. Nachstehend eine übersichtliche Zusammenfassung der geschätzten
Projektkosten (brutto, exkl. Indexierungen) für die unter Punkt 4 untersuchten Varianten:

Kriterien
Sanierung +
Ausbau des
Bestandes

Abbruch +
Neubau
gleicher
Standort
(1.170 m²)

Abbruch +
Neubau
gleicher
Standort
(1.400 m²)

Neubau
anderer

Standort
(1.170 m²)

Neubau
anderer

Standort
(1.400 m²)

Nettogröße (NNF) 1.170 m² 1.170 m² 1.400 m² 1.170 m² 1.400 m²

Errichtungskosten
(€ brutto) 6,45 Mio 8,00 Mio 9,60 Mio 7,18 Mio 8,48 Mio

Reserven +
Finanzierung (12%) 0,80 Mio 0,96 Mio ≈ 1,15 Mio ≈ 0,86 Mio ≈ 1,02 Mio

Einrichtung 0,80 Mio 0,80 Mio 0,80 Mio 0,80 Mio 0,80 Mio

Grundkosten
(Grundstück) – – – 1,05 Mio 1,05 Mio

Projektkosten
gesamt (€ brutto)

≈ 8,00 Mio ≈ 9,80 Mio ≈ 11,60 Mio ≈ 10,00 Mio ≈ 11,50 Mio

Hinweise: Reserven + Finanzierung = 7 % Reserven + 5 % Finanzierungsnebenkosten. Bei
„Neubau an anderem Standort“ sind die Grundkosten (3.500 m² × 300 €/m² inkl. Nebenkosten
= 1,05 Mio €) in den Projektkosten bereits enthalten. Detailaufschlüsselungen der übrigen
Positionen sind hier nicht separat ausgewiesen. Alle Werte sind gerundet.

Die angeführte Grobkostenschätzung wird von mehreren Faktoren wesentlich beeinflusst,
darunter die Baupreis- und Indexentwicklung, der Grundkauf samt Nebenkosten, die
gewählte Bauweise sowie das Beschaffungs- bzw. Wirtschaftsmodell. Nach Festlegung der
umzusetzenden Option – Sanierung mit Ausbau, Abbruch und Neubau am bisherigen
Standort oder Neubau an anderer Stelle – sind im konkreten Projekt die Rahmenbedingungen
zu erheben. Dazu zählen beispielweise der tatsächliche Bedarf und die Dauer eines
Bauprovisoriums, die Konditionen, zu denen ein Grundstück für einen Neubau aktiviert
werden kann, oder die Art sowie der Umfang der verkehrlichen und technischen Erschließung.



Seite 35 von 50

Fördersituation und Gemeindebudget

Nach Rücksprache mit den zuständigen Organen des Landes Tirol können die effektiv zu
erwartenden Fördermittel erst nach Vorlage und Prüfung des vollständigen Gesamtprojekts
verbindlich beschlossen werden. Die Mindestförderungen unterscheiden sich je nach Modell,
wobei nach Vorgabe des Landes grundsätzlich die Nutzung des Bestands zu bevorzugen ist.
Dafür besteht ein Fördermodell, das jedenfalls mindestens 30 % der Projektkosten (ohne
Grundanteil und Einrichtung) abdeckt. Beim Neubau beträgt die Mindestförderung 40.000 €
je anrechenbarem Raum. Für eine Schule gemäß Raumprogramm ergäbe das eine jedenfalls
garantierte Förderquote von rund 500.000 €. Als Arbeitsbasis für die Entscheidungsfindung
wurden zudem Vergleichswerte aktueller, ähnlicher Projekte in Tirol herangezogen: Demnach
können pauschal etwa 50 % der Projektkosten exklusive Grund und Einrichtung als
förderfähig angenommen werden, unabhängig davon ob neu gebaut wird oder der Bestand
saniert und ausgebaut. Beim Neubau ist voraussichtlich mit diesem Höchstwert zu rechnen,
bei der Bestandsnutzung können im Einzelfall zusätzliche kleinere Förderbausteine
hinzukommen. Für den Kostenvergleich werden in der folgenden Gegenüberstellung
einheitlich 50 % Fördermittel berücksichtigt.

Kriterium
Sanierung +

Ausbau
(1.170 m²)

Abbruch +
Neubau
gleicher
Standort
(1.170 m²)

Abbruch +
Neubau
gleicher
Standort

(1.400 m²)

Neubau
anderer

Standort
(1.170 m²)

Neubau
anderer

Standort
(1.400 m²)

Projektkosten
gesamt (€

brutto)
≈ 8,00 Mio ≈ 9,80 Mio ≈ 11,60 Mio ≈ 10,00 Mio ≈ 11,50 Mio

Fördermittel
(50% exkl.

Einrichtung und
Grund)

3,63 Mio 4,48 Mio 5,40 Mio 4,02 Mio 4,75 Mio

Durch Gemeinde
zu Finanzieren ≈ 5,37 Mio ≈ 5,32 Mio ≈ 6,20 Mio ≈ 5,98 Mio ≈ 6,75 Mio

Zusätzlich kann – vorbehaltlich der Einhaltung aller Vorgaben – eine Finanzierung über den
Gemeinden Investitionsfonds berücksichtigt werden. Voraussetzung ist, dass die
erforderlichen Kriterien erfüllt sind und der Finanzierungsbeschluss durch das Land
spätestens bis Ende 2027 vorliegt. Für die Gemeinde Polling bedeutet das, eine mögliche
Finanzierung des Projekts über 30 Jahre zu einem Fixzinssatz von 1 % möglich wäre.

Aus den Gemeindebudgets der vergangenen fünf Jahre ergeben sich im Durchschnitt rund
150.000 € frei verfügbare Mittel pro Jahr. Das Investitionsvolumen ist in diesem Zeitraum
rückläufig. Gebührenerhöhungen und Ausgabenkürzungen verbessern diesen Wert nur
begrenzt. Die wesentlichen Ausgabentreiber sind Personalaufwände sowie Beiträge an
umliegende Gemeinden für die Mitnutzung von Bildungseinrichtungen und
Pflichtbeteiligungen an gemeindeübergreifenden Projekten, sodass die Perspektive für eine
spürbare Optimierung der Gemeindefinanzen überschaubar bleibt. Zum Stand November
2025 bestehen zudem offene Kredite von etwa 95.000 €. Insgesamt ist festzuhalten, dass eine
Finanzierung von Projektvolumina über 5 Mio. € für die Gemeinde derzeit nicht realistisch
darstellbar ist und den Erhalt der Infrastruktur sowie die Bereitstellung kommunaler
Angebote langfristig erheblich beeinträchtigen würde.
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Was bedeutet das nun für die weitere Entwicklung des Projektes?

Aus dem Gespräch mit dem Land ergab sich, dass die Nutzung des Bestands zwar
grundsätzlich bevorzugt wird, im Fall der Gemeinde Polling jedoch nicht zielführend ist.
Selbst eine reine Sanierung mit Erweiterung auf das minimale Erfordernis lässt sich trotz
Förderungen und Kreditfinanzierung über den Investitionsfonds nicht realisieren. Hinzu
kommen inhaltliche Kompromisse und fortbestehende Engpässe, etwa die weiterhin
unzureichenden Flächen im Gemeindeamt. Das Land Tirol sieht in der Veräußerung des
Altbestandes eine Einnahmequelle, die der Finanzierung eines Schulbauprojektes
zugutekommen sollte.

Der Handlungsbedarf im und am Schulgebäude lässt sich durch kleinere Investitionen oder
Teilsanierungen zum bloßen Erhalt nicht wirtschaftlich aufschieben. Solche Maßnahmen
würden das Gemeindebudget in den kommenden Jahren zusätzlich belasten, ohne die
strukturellen Defizite zu lösen, und das Problem lediglich vertagen. Außerdem sind bei einem
Neubau an einem anderen Standort, für die Sanierung und die anschließende Nachnutzung
des Bestandes zusätzliche Aufwendungen zu erwarten, die in den Kostenschätzungen noch
nicht berücksichtigt wurden.

Vor diesem Hintergrund lautet die Schlussfolgerung für ein neues Schulgebäude: Die
Projektkosten müssten deutlich reduziert werden, und die Gemeinde müsste zusätzlich
Eigenmittel in der Größenordnung von etwa 15–20 % der Projektkosten bereitstellen, damit
Finanzierung und späterer Betrieb nachhaltig tragfähig sind. Ohne diese beiden
Voraussetzungen steigt das Risiko, den Gemeindehaushalt dauerhaft zu überlasten und
notwendige Investitionen an anderer Stelle zu verdrängen.

In einer langfristigen Betrachtung des Landes Tirol, über den Bildungsstandort hinaus, ist
außerdem absehbar, dass auch das Vereinshaus der Gemeinde Polling mittelfristig einen
Sanierungsbedarf aufweisen wird. Um langfristig sämtliche Aspekte und Rahmen-
bedingungen bzw. die Auswirkung eines derartigen Projektes erfassen zu können wird als
weitere Neubauvariante die Option eines kombinierten Bildungs- und
Veranstaltungszentrums am Grundstück des Vereinshauses untersucht.
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6 UNTERSUCHUNG DER VARIANTE:
BILDUNGS- UND VERANSTALTUNGSZENTRUM

6.1 BEURTEILUNG DES BESTANDES

Das Vereinshaus der Gemeinde Polling wurde im Jahr 1950 als Vereins- und
Dorfgemeinschaftshaus errichtet und dabei überwiegend von Freiwilligen gebaut. Im Jahr
2000 wurde das Gebäude erweitert und ausgebaut. Im ostseitigen Zubau wurde ein
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Schützenheim und darüberliegende Räume für die Musikkapelle Polling untergebracht. Der
Bestand umfasst heute einen Eingangsbereich mit Garderobe und Sanitäranlagen, eine
Küche sowie einen Veranstaltungssaal mit Sitznischen, Ausschank und einer großzügigen
Bühne. Oberhalb des Saales befindet sich eine weitere Ebene mit Balkon sowie einem
Versammlungsbereich mit Ausschank. Ergänzend sind das Schützenheim mit eigener Küche
sowie ein Probelokal für die Musikkapelle und den Musikunterricht im Gebäude
untergebracht.

Beim Lokalaugenschein im Dezember 2025 zeigte sich die Gebäudesubstanz insgesamt gut
erhalten. Die massive Bauweise ist thermisch saniert und die Dachflächen wurden im Zuge
der Erweiterung teilweise erneuert. Es konnten keine Schadstellen festgestellt werden, ebenso
zeigten sich keine Wasserflecken oder Hinweise auf Feuchtigkeit oder nasse Bereiche. Ein
Bedarf an weiterer thermischer Sanierung beziehungsweise Ertüchtigung ergibt sich daher
nur punktuell im Rahmen einzelner Maßnahmen, etwa durch eine zusätzliche Dämmung des
Dachraumes. Das Heizsystem und die HKLS- sowie Elektroinstallationen werden in
absehbarer Zeit saniert werden müssen. Zusammenfassend handelt es sich um ein in die
Jahre gekommenes aber gut erhaltenes Gebäude, bei dem Umbauten vor allem in
Teilbereichen sinnvoll erscheinen, um die Nutzung zu optimieren sowie Erschließung und
Entfluchtung zu verbessern. Der Dachraum bietet darüber hinaus Potenzial, um eventuell
zusätzliche Vereinsräumlichkeiten zu schaffen.

6.2 ENTWICKLUNGSMÖGLICHKEIT DES STANDORTES / NUTZUNG VON SYNERGIEN

Das Grundstück

Vereinshaus

Veranstaltungszelt
(temporär)
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Das Vereinshaus befindet sich auf dem Grundstück Nr. 1448 am nördlichen Rand des
bebauten Siedlungsgebietes von Polling. Der Bauplatz ist durch den bestehenden
Gebäudebestand vollständig erschlossen und zugleich nahezu vollflächig bebaut. Eine
weitere Gebäudeentwicklung ist daher ohne eine Vergrößerung des Bauplatzes praktisch
nicht möglich, weil auf dem bestehenden Grundstück keine nennenswerten Erweiterungs-
flächen mehr zur Verfügung stehen.

Sowohl das Grundstück selbst als auch die angrenzenden Flächen liegen in einer
Gefahrenzone der Bundeswasserbauverwaltung (BWV). Die Erschließung erfolgt über eine
Zufahrt von Südwesten, wo sich bereits befestigte Parkplätze befinden, die bei
Veranstaltungen genutzt werden. Im nordwestlichen Umfeld grenzen ein Wohnhaus sowie
eine Hofstelle an, während südlich der Giesen Bach verläuft und damit eine natürliche
Begrenzung des Standortes bildet. Eine bauliche Erweiterung des Bestandes wäre, sofern
grundsätzlich zulässig und technisch umsetzbar, vorrangig nur in Richtung Norden oder
Osten denkbar, wo sich derzeit landwirtschaftlich genutzte Flächen anschließen.

Synergien und Kombinationsmöglichkeiten

Eine Entwicklung eines kombinierten Bildungs- und Veranstaltungszentrums an diesem
Standort bietet grundsätzlich das Potenzial, bestehende Infrastruktur mehrfach zu nutzen
und dadurch Doppelgleisigkeiten zu reduzieren. Das Vereinshaus ist als etablierter
Veranstaltungsort bereits baulich und funktional auf öffentliche Nutzungen ausgelegt und
verfügt mit Saal, Bühne, Küche, Sanitärbereichen und Ausschank über jene Elemente, die bei
schulischen und gemeindebezogenen Veranstaltungen regelmäßig benötigt werden.
Dadurch könnten schulische Formate wie Elternabende, Aufführungen, Projektausstellungen
oder Abschlussfeiern sowie gemeindliche Veranstaltungen und Vereinsaktivitäten in einer
gemeinsamen Struktur gebündelt werden, ohne dass solche großvolumigen
Veranstaltungsflächen im Schulgebäude selbst in derselben Größenordnung neu geschaffen
werden müssen.

Zusätzlich kann die räumliche Nähe von Bildungs- und Vereinsangeboten die soziale
Vernetzung im Ort stärken, weil der Standort nicht nur als Lernort, sondern auch als Treffpunkt
und Kulturraum wahrgenommen wird. Insbesondere die bereits vorhandenen
Räumlichkeiten für Musik, Musikkapelle und Musikunterricht eröffnen Synergien mit
schulischen Bildungsangeboten, etwa durch Kooperationen im musischen Bereich, Proben,
Workshops oder gemeinsame Veranstaltungen. Auch organisatorisch ergeben sich Vorteile,
durch die vorhandene Zufahrt und die bestehenden Parkflächen im Südwesten.

Gleichzeitig liegen die Synergien vor allem dort, wo die Nutzungen zeitlich gut trennbar sind,
etwa durch schulische Nutzung tagsüber und Veranstaltungsbetrieb am Abend oder am
Wochenende. In dieser Logik kann das Vereinshaus eine wesentliche Entlastung für den
Schulbetrieb darstellen, indem öffentliche Veranstaltungen aus dem Schulhaus
herausgehalten werden und die Schule dadurch weniger Konflikte mit Zutrittssicherheit,
Lärm, Auf- und Abbau sowie Reinigung bewältigen muss. In Summe wäre der Standort damit
geeignet, ein gemeinsames Zentrum zu bilden, sofern die baulichen und betrieblichen
Rahmenbedingungen wie sichere Erschließung, klare Zutrittsregelungen sowie eine
belastbare Entfluchtung und Brandschutzorganisation so gelöst werden, dass sich
Bildungsbetrieb und öffentlicher Veranstaltungsbetrieb nicht gegenseitig beeinträchtigen.
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Die Nutzung durch die Vereine lässt sich aufgrund der bereits vorhandenen, getrennten
Erschließung organisatorisch gut vom Bildungsbetrieb abgrenzen, sodass sich Zutritt,
Belegungszeiten und interne Abläufe klar trennen und steuern lassen.

Sportplatz

Der derzeit weiter östlich gelegene Sportplatz stellt in diesem Zusammenhang ein
zusätzliches Synergiepotenzial dar. Wenn es gelingt, am vorgesehenen neuen
Bildungsstandort ausreichend zusammenhängende Grundfläche zu aktivieren, könnte der
Sportplatz dorthin verlegt und in das Gesamtkonzept integriert werden. Dadurch würden
schulische Nutzung und Vereins- beziehungsweise Freizeitsport räumlich näher
zusammenrücken, wodurch Mehrfachnutzungen erleichtert und Parallelstrukturen
vermieden werden. Gleichzeitig könnten Investitions- und Betriebskosten reduziert werden,
weil Ausstattung, Pflege und Instandhaltung an einem Standort gebündelt und
organisatorisch effizienter abgewickelt werden können.

6.3 PLANSTUDIE
Zur Verdeutlichung der möglichen Standortentwicklung wurde eine Planstudie für den
Vereinshausstandort erstellt. Als planerische Grundlage dienen die Einreichpläne der
Gebäudeerweiterung aus dem Jahr 2000, da der Bestand nach heutigem Kenntnisstand keine
umfassende bauliche Sanierung erfordert und damit ein kombiniertes Nutzungspotential
mit nutzbaren Synergien untersucht werden kann. Der Fokus der Planstudie liegt auf dem
großen Saal als zentralem Element, wobei von Beginn an eine klare Trennung der Nutzungen
für Vereine, Veranstaltungen und Schulbetrieb mitgedacht wird. Statische Eingriffe in den
Bestand werden dabei bewusst auf den Bereich der zentralen Halle beschränkt, da genau dort
die wesentliche Funktionsaufwertung erfolgen soll. Der Saal ist als kombiniert nutzbarer
Gemeindesaal für Veranstaltungen und zugleich als Raum für Turnunterricht vorgesehen,
wobei sich die nach ÖISS für einen Turnsaal angesetzten Abmessungen von 15 × 27 m aus
dem bestehenden Saal ideal durch eine Erweiterung ableiten lassen. Die Lage des
Vereinshauses legt diese Saalentwicklung räumlich nach Norden fest und definiert in
weiterer Folge auch die logische Richtung der Gebäudeerweiterung für die Volksschule. Für
die Planstudie wird dabei keine fix festgelegte Grundstückserweiterung vorausgesetzt, da
sich deren erforderliches Ausmaß erst aus den Planentwürfen und den daraus resultierenden
baulichen Abständen ableiten würde. Unabhängig von einer Gesamtprojektentwicklung
können einzelne Nutzungsänderungen sowie die Erneuerung der Gebäudetechnik im
vorhandenen Vereinshaus, insbesondere Heizung, Elektro und Sanitär, entweder vorab oder
im Zuge der Umsetzung erfolgen. Im Projektentwurf wird das Raum- und Funktionsprogramm
der Machbarkeitsstudie für einen Neubau als Referenz herangezogen und gezielt angepasst,
indem ein Mehrzweckraum entfällt, eine zusätzliche Bücherei vorgesehen wird und anstelle
eines eigenständigen Turnsaales eine große Halle als multifunktionales Kernstück
ausgebildet wird. Diese Halle wird mit erhöhter und abtrennbarer Bühne sowie angrenzenden
Funktionsräumen für Veranstaltungsbetrieb geplant, erhält einen eigenen Eingangsbereich
mit Foyer, neuer Garderobe und Nebenräumen für Theater- und Bühnentechnik und ist
zugleich so ausgelegt, dass sie den Anforderungen einer Turnhalle entspricht, insbesondere
hinsichtlich ballwurfsicherer Oberflächen, sicherer Ausstattung und betriebssicherer Details
wie Türen und Aussparungen. Der Gebäudecharakter des Vereinshauses sowie die
bestehenden Vereinsräumlichkeiten bleiben dabei erhalten, während die Zugangssituation,
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die Entfluchtung und die organisatorische Trennung über getrennte Zugänge für Schule und
Vereinshaus gezielt verbessert werden.

Als Referenz für einen derartigen kombinierten Turn- und Veranstaltungssaal kann der
Dorfsaal beziehungsweise das Gemeindezentrum Mellau in Vorarlberg herangezogen werden,
der als Mehrzweckhalle mit Foyer, Küche, Bühne und Nebenräumen für Veranstaltungen
konzipiert ist und zugleich auch als Sporthalle für die nahegelegene Schule beziehungsweise
den Kindergarten genutzt wird.

Abbildung: Dorfsaal Mellau (Vorarlberg).
Quelle: Convention Partner Vorarlberg, „Dorfsaal Mellau“

Das Schulgebäude wird als moderner, offener zweigeschossiger Schulbau konzipiert. Der
Zugang erfolgt über eine großzügige Eingangssituation mit Aula, zentraler Garderobe und
einem Bereich für den Mittagstisch, wodurch eine klare Orientierung und ein gemeinsamer
Ankunfts- und Aufenthaltsbereich geschaffen werden. Im Erdgeschoss sind die Bücherei, ein
Werkraum, ein Musiksaal sowie Service- und Technikräume angeordnet, während das
Obergeschoss barrierefrei erschlossen wird und die Klassenräume, Gruppenräume sowie der
Verwaltungsbereich mit Direktion und Lehrerbereich aufnimmt. Ergänzend wird im
Obergeschoss eine offene Lernlandschaft vorgesehen, die flexible Unterrichts- und
Differenzierungsformen unterstützt. Der Sanitär- und Garderobenbereich wird im
Erdgeschoss als verbindendes Element zwischen Turn- beziehungsweise Mehrzweckhalle
und Schulgebäude angeordnet, sodass eine kombinierte Nutzung nicht nur für den
Schulbetrieb, sondern auch für externe Sportvereine organisatorisch und funktional möglich
ist.

Durch die Erweiterung des kombinierten Saales entfällt der derzeitige Vorplatz nördlich vor
dem Vereinshaus. Aufgrund der relativ weit westlichen Lage des Bestandes am Grundstück
verbleibt nur ein überschaubarer Vorplatz im Bereich der bestehenden Zufahrtsstraße, jedoch
die bisherigen Flächenreserven für größere Außenveranstaltungen deutlich reduziert. Da der
Saal als zentraler Baustein der kombinierten Nutzung und zugleich als wirtschaftliche
Lösung einen maßgeblichen Flächenbedarf auslöst, ist diese Entwicklung an dieser Stelle
kaum anders lösbar. Als Ausgleich müsste eine alternative Freifläche für Veranstaltungen im
Freien, insbesondere für Zeltfeste, westlich des Gebäudes geschaffen werden. Zur sinnvollen
Erschließung dieser westlichen Veranstaltungsfläche wird eine zusätzliche Brücke über den
Giesenbach als zweckmäßig erachtet, weil sie kurze Wege ermöglicht und zugleich im
Hinblick auf das Brandschutzkonzept als zusätzlicher, robuster Rettungs- und Einsatzweg
einen wesentlichen Mehrwert bietet.
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Die Freiflächen des Veranstaltungshauses sind dabei klar von den ebenfalls westlich
geplanten Freiflächen der Schule zu trennen, um Nutzungskonflikte zu vermeiden und den
Schutz- und Aufsichtsanforderungen des Schulbetriebs gerecht zu werden. Der Sportplatz
könnte ebenfalls westlich an diese Bereiche anschließen und über die neue Brücke so
angebunden werden, dass er außerhalb der Schulzeiten auch von externen Nutzern erreicht
und genutzt werden kann, ohne den Schulbereich zu tangieren.

Abbildung: 3D Ansicht Nordwest aus der Planstudie

Abbildung: 3D Ansicht Ost aus der Planstudie
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6.4 RAUM- UND FUNKTIONSPROGRAMM

Geschoss Nutzung Raumnummer Raumnamen Netto-
Grundfläche Gebäudeteil

EG
Veranstaltung 0.04 Heizraum 4,80 Bestand

VS 0.46 Gang 7,02 Neubau

VS 0.47 Putzraum 5,13 Neubau

VS 0.48 Elektro 8,00 Neubau

VS 0.49 Lager 13,23 Neubau

VS 0.50 Heizen / Technik 24,89 Neubau

VS 0.35 Windfang 13,20 Neubau

VS 0.36 Eingang / Aula / Mittagstisch 150,09 Neubau

VS 0.37 Küche / Essensausgabe 18,04 Neubau

VS 0.38 Zentralgarderobe 33,12 Neubau

VS 0.39 Treppenhaus 23,76 Neubau

VS 0.40 Gang 52,90 Neubau

VS 0.41 Bücherei 68,95 Neubau

VS 0.42 Werken 61,57 Neubau

VS 0.43 Werken Sammlung 14,40 Neubau

VS 0.44 Musik Sammlung 14,40 Neubau

VS 0.45 Musik 66,27 Neubau

Schützen 0.15 Treppenhaus 17,62 Bestand

Schützen 0.16 Schützenheim 143,49 Bestand

Schützen 0.19 Auswert. 5,67 Bestand

Schützen 0.20 Lager 24,32 Bestand

Schützen 0.21 Schießstand 71,88 Bestand

Veranstaltung 0.03 WC Herren 17,48 Bestand

Veranstaltung 0.05 WC Damen 14,26 Bestand

Schützen 0.17 WC 4,20 Bestand

Schützen 0.18 WC 9,57 Bestand

VS 0.29 WC/DU LE 6,59 Neubau

VS 0.30 WC bar. 4,78 Neubau

VS 0.31 Vorraum 9,68 Neubau

VS 0.32 WC Mädchen 6,76 Neubau

VS 0.33 WC Knaben 6,08 Neubau

Veranstaltung 0.01 Windfang 5,88 Bestand

Veranstaltung 0.02 Gang 28,80 Bestand

Veranstaltung 0.06 Garderobe 31,51 Bestand

Veranstaltung 0.07 Treppenhaus 15,94 Bestand

Veranstaltung 0.08 Küche / Ausschank 36,19 Bestand

Veranstaltung 0.09 Vorraum 16,15 Bestand

Veranstaltung 0.10 Bühne 60,00 Bestand

Veranstaltung 0.11 Bühnentechnik / Ausstattung 39,97 Bestand

Veranstaltung 0.12 Stuhllager 26,23 Bestand
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Veranstaltung 0.13 Eingang / Foyer 59,40 Neubau

Veranstaltung / VS 0.14 Gemeindesaal / Turnhalle 405,00 Bestand /
Neubau

Vereine /
Veranstaltung 0.22 Gang 40,05 Neubau

VS 0.23 Turngeräte 31,89 Neubau

VS 0.24 AR 4,68 Neubau

VS 0.25 Gard. LE 3,96 Neubau

VS 0.26 Gard. Mädchen 12,87 Neubau

VS 0.27 Gard. Knaben 13,12 Neubau

VS 0.28 Gang 26,42 Neubau

49 1.780,21 m²
OG

VS 1.26 Putzen / Technik 8,00 Neubau

VS 1.15 Gang / Lernlandschaft 95,98 Neubau

VS 1.16 Lehrmittel 11,88 Neubau

VS 1.17 Klasse 1 57,40 Neubau

VS 1.18 Klasse 2 55,89 Neubau

VS 1.23 Direktion 13,60 Neubau

VS 1.24 Besprechung / Arzt 12,80 Neubau

VS 1.25 LE Aufenthalt u. Sozialraum 27,40 Neubau

VS 1.27 Klasse 3 63,92 Neubau

VS 1.28 Klasse 4 63,92 Neubau

VS 1.29 Gruppenraum 29,76 Neubau

VS 1.30 Reserveklasse 61,57 Neubau

Musik 1.05 Gang / Treppenhaus 71,39 Bestand

Musik 1.10 Probelokal 80,56 Bestand

Musik 1.11 Unterrichtsraum 28,83 Bestand

Musik 1.12 Kurszimmer 51,60 Bestand

Musik 1.13 Unterrichtsraum 23,84 Bestand

Musik 1.14 AR 7,47 Bestand

Musik 1.06 Waschr. 3,18 Bestand

Musik 1.07 WC 1,95 Bestand

Musik 1.08 Waschr. 3,64 Bestand

Musik 1.09 WC 2,23 Bestand

VS 1.20 WC Mädchen 12,00 Neubau

VS 1.21 WC Knaben 8,00 Neubau

VS 1.22 WC LE / bar. 7,89 Neubau

Veranstaltung 1.01 Veranstaltungsraum 155,46 Bestand

Veranstaltung 1.02 Lager 15,85 Bestand

Veranstaltung 1.03 Lager 35,57 Bestand

Veranstaltung 1.04 Garderobe Theater 25,85 Bestand

29 1.037,43 m²

78 2.817,64 m²
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Aus der Planstudie hat sich ein gegenüber der ursprünglichen Variantensuchung leicht
abweichendes Raumprogramm ergeben. Der Neubau, der ausschließlich die Schule betrifft,
umfasst dabei 1.272 m². Der neue multifunktionale Gemeindesaal mit 405 m² ist zusätzlich
als Neubau zu berücksichtigen. Ergänzend sind vereinzelte neue Räumlichkeiten für den
Veranstaltungsbereich vorgesehen. Insgesamt ergibt sich damit eine Neubaufläche von ca.
1.736 m².

Darüber hinaus sind Umbauarbeiten im Bestand im Ausmaß von rund 450 m² erforderlich
(unter anderem Einziehen von Trennwänden, Oberflächenarbeiten, Erneuerung der
technischen Anlagen, Umbau bzw. Verlegung des Treppenhauses, Einzug von Decken in
einzelnen Räumen, usw.). Das Schützenheim, die Vereins- und Unterrichtsräume der
Musikkapelle sowie die kürzlich modernisierte Küche des Vereinshauses mit einer
Gesamtfläche von ca. 630 m² benötigen hingegen keine Um- und Ausbauarbeiten.

6.5 ZUSAMMENFASSUNG UND BEURTEILUNG

Vor- und Nachteile

Ein Bildungs- und Veranstaltungszentrum am Standort des derzeitigen Vereinshauses setzt
voraus, dass ausreichend Grundstücksfläche aktiviert werden kann, weil der bestehende
Bauplatz weitgehend ausgenutzt ist und eine Weiterentwicklung ohne zusätzliche Flächen
kaum möglich erscheint. Damit entsteht ein wesentlicher Unsicherheitsfaktor, weil die
Flächenverfügbarkeit, die erforderlichen Abstände und die Rahmenbedingungen der
Gefahrenzonensituation die Planbarkeit einschränken können und im ungünstigen Fall zu
Anpassungen oder Auflagen führen, die das Konzept verteuern oder funktional schwächen.
Gegenüber einem reinen Schulneubau sind zudem Mehrkosten zu erwarten, weil nicht nur
Schulflächen, sondern auch ein hochwertig nutzbarer Veranstaltungsbereich samt
Schnittstellen, Trennungssystemen und zusätzlichen Nebenräumen zu berücksichtigen ist,
während parallel Teile des Bestandes technisch ertüchtigt und an heutige Anforderungen
angepasst werden müssen. Die örtliche Lage des Vereinshauses begrenzt außerdem die
Entwicklungsrichtung und damit die Freiheit der Setzung von Baukörpern, Freiflächen und
Vorplatzsituationen, was insbesondere bei der Organisation von Anlieferung, Auf- und Abbau,
Außenveranstaltungen und der Trennung von Schul- und Veranstaltungsfreiflächen zu
Zielkonflikten führen kann. Ein weiterer zentraler Nachteil ist, dass ein zusätzlicher Rettungs-
und Erschließungsweg erforderlich wird, um den kombinierten Betrieb mit hoher
Personenbelegung sicher und genehmigungsfähig zu machen. Dieser zusätzliche Weg muss
nicht nur im Brandschutzkonzept schlüssig nachgewiesen werden, sondern erfordert in der
Regel auch bauliche Maßnahmen wie eine zweite Anbindung, eine Brücke oder zusätzliche
Flucht- und Einsatzwege, die Kosten, Flächenbedarf und Koordinationsaufwand erhöhen.

Demgegenüber liegt die Stärke eines Bildungs- und Veranstaltungszentrums an diesem
Standort in der Wirtschaftlichkeit durch konsequente Nutzung von Synergien, weil
bestehende Qualitäten des Vereinshauses weitergenutzt und durch gezielte Neubau- und
Umbaukomponenten ergänzt werden können, anstatt parallel vergleichbare Strukturen
doppelt zu errichten. Besonders attraktiv ist dabei die Möglichkeit, einen großen
Veranstaltungsraum gleichzeitig als vollwertige Turnhalle zu nutzen, wodurch ein Raum mit
hoher Qualität und großer Flexibilität entsteht, der sowohl schulische Anforderungen als auch
gemeindliche und kulturelle Nutzungen abdeckt und damit einen deutlichen Mehrwert
gegenüber getrennter, jeweils kleiner dimensionierter Lösungen bietet. Wenn im Zuge des
Projektes die Haustechnik des gesamten Vereinshauses mitumgestellt wird, kann dies nicht
nur den Komfort und die Betriebssicherheit verbessern, sondern langfristig auch



Seite 46 von 50

Betriebskosten senken, weil veraltete Systeme durch effizientere, besser regelbare Technik
ersetzt werden. Insgesamt entsteht durch die Bündelung vieler Nutzungsmöglichkeiten ein
Standort mit hoher Auslastung und starker sozialer Wirkung, wobei Spiel- und Sportflächen
durch den Schulbetrieb regelmäßig mitgenutzt und mitbetreut werden können, ohne dass
externe Nutzungen ausgeschlossen werden müssen. Im Gegenteil lassen sich externe
Nutzungen der Gesamtanlage bei klarer Zugangstrennung und Betriebsorganisation
weiterhin gut abwickeln, während verkehrlich eine Entschärfung der vorhandenen Wege im
Dorf möglich ist, ohne zusätzliche Belastungen in anderen Wohngebieten auszulösen. Auch
hinsichtlich Emissionen ist die Bündelung vorteilhaft, weil Lärm und Abendbetrieb an einem
dafür geeigneten, etablierten Veranstaltungsstandort konzentriert werden können und
dadurch keine neuen Emissionsschwerpunkte in sensiblen Wohnlagen entstehen.

Kosten für ein Bildungs- und Veranstaltungszentrum

Die Kostenschätzung für das Bildungs- und Veranstaltungszentrum ist – wie bei der Variante
eines Neubaus an einem anderen Standort – maßgeblich von standort- und projektbezogenen
Faktoren abhängig. Dazu zählen insbesondere die Verfügbarkeit und Aktivierbarkeit
zusätzlicher Grundstücksflächen, die Abhängigkeiten und Schnittstellen zum bestehenden
Vereinshaus, die Rahmenbedingungen aus Naturgefahrenzonen sowie die Boden- und
Grundwassersituation und daraus resultierende konstruktive oder wasserbauliche
Erfordernisse. Die nachfolgende Kostenschätzung basiert auf dem Raum- und
Funktionsprogramm der Planstudie und bildet damit die Grundlage für eine konsistente
Bewertung dieser Variante.

Zur Sicherstellung der Vergleichbarkeit mit den übrigen untersuchten Varianten werden
dieselben Baukostenkennwerte von 4.600 Euro brutto je Quadratmeter, wie beim reinen
Neubau angesetzt. Die Kosten für die erforderlichen Umbauarbeiten im Bestand werden
daraus abgeleitet, indem für Rohbau, Ausbau und Gebäudetechnik reduzierte Kostenanteile
berücksichtigt werden. Daraus ergibt sich für die Umbauflächen ein gemittelter Schätzwert
von 1.525 Euro brutto pro Quadratmeter.

Für die Neubaufläche von rund 1.736 m² ergeben sich geschätzte Bauwerkskosten in Höhe von
7,987 Mio. Euro. Für die vorgesehenen Umbauflächen betragen die geschätzten Kosten rund
688 Tsd. Euro. Damit belaufen sich die geschätzten Bauwerkskosten insgesamt auf 8,675 Mio.
Euro.

Zuzüglich zu den Bauwerkskosten sind Aufschließungskosten in Höhe von 225.000 Euro zu
berücksichtigen, die sich aus der erforderlichen Erweiterung der Zufahrtsstraße, einer
Böschungssicherung entlang des Giesenbachs sowie der Errichtung einer zusätzlichen
Überfahrt ergeben. Darüber hinaus werden weitere 130.000 Euro für die Beleuchtung sowie
490.000 Euro für die Außenanlagen angesetzt, einschließlich eines neuen Fußballplatzes, der
Verlegung des Volleyballplatzes und der Umlegung und Erneuerung des bestehenden
Kinderspielplatzes. In Summe lassen sich damit die Baukosten auf rund 9,52 Mio. Euro brutto
schätzen.

Unter Berücksichtigung von 15% Planungskosten und Honoraren ergeben sich
Errichtungskosten von rund 10,95 Mio. Euro brutto für ein Bildungs- und
Veranstaltungszentrum am Standort des bestehenden Vereinshauses.
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Die Gegenüberstellung aller in Betrachtung gezogener Varianter (inkl. dem Bildungs- und
Veranstaltungszentrum am Standort des derzeitigen Vereinshauses) lässt sich wie folgt
abbilden:

Kriterien

Sanierung
+ Ausbau

des
Bestandes

Abbruch +
Neubau
gleicher
Standort
(1.170 m²)

Abbruch +
Neubau
gleicher
Standort
(1.400 m²)

Neubau
anderer

Standort
(1.170 m²)

Neubau
anderer

Standort
(1.400 m²)

Neubau
bei

Vereins-
haus

Nettogröße (NNF) 1.170 m² 1.170 m² 1.400 m² 1.170 m² 1.400 m² 1.736 m²

Errichtungskosten (€
brutto) 6,45 Mio 8,00 Mio 9,60 Mio 7,18 Mio 8,48 Mio 10,95 Mio

Reserven + Finanzierung
(12%) 0,80 Mio 0,96 Mio ≈ 1,15 Mio ≈ 0,86 Mio ≈ 1,02 Mio ≈ 1,30 Mio

Einrichtung 0,80 Mio 0,80 Mio 0,80 Mio 0,80 Mio 0,80 Mio 0,90 Mio

Grundstückskosten – – – 1,05 Mio 1,05 Mio 1,05 Mio

Projektkosten gesamt
(€ brutto)

≈ 8,00 Mio ≈ 9,80 Mio ≈ 11,60 Mio ≈ 10,00 Mio ≈ 11,50 Mio ≈ 14,20
Mio

Fördermittel (50% exkl.
Einrichtung und Grund) 3,63 Mio 4,48 Mio 5,40 Mio 4,02 Mio 4,75 Mio  6,13 Mio

Durch Gemeinde zu
Finanzieren ≈ 5,37 Mio ≈ 5,32 Mio ≈ 6,20 Mio ≈ 5,98 Mio ≈ 6,75 Mio ≈ 8,07 Mio

Die erwartbaren Fördermittel wurden bei dieser Kalkulation für alle Varianten einheitlich
angesetzt.
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7 ABSTIMMUNG UND ERGEBNISSE DER PROJEKTUNTERLAGEN MIT
DER TIROLER LANDESREGIERUNG

Siehe Rückmeldung vom 02.07.2026 -> Ausarbeitung folgt

- Allgemeine Einschätzung des Landes
- Beurteilung der Varianten
- Raum- und Funktionsprogramm abgestimmt
- Kostenschätzung

8 FINANZIERUNGSKONZEPT

Ausarbeitung folgt auf Grundlage der Abstimmung Land Tirol

- Effektiv zu erwartende Projektkosten für abgestimmtes Raumprogramm bzw.
vorgeschlagene Projektvariante

- Zu erwartende Fördermittel
- Eigenkapitalbeitrag und Finanzierungsmöglichkeiten der Gemeinde Polling
- Erhaltung und Betrieb Bildungseinrichtung
- Langfristige wirtschaftliche Auswirkungen

9 ENTSCHEIDUNG DER GEMEINDE

Entscheidungsgrundlagen:

- Variantenstudien
- Ergebnisse aus Vorbesprechungen mit dem Land Tirol (Bildungsdirektion,

Dorferneuerung, etc.)
- Finanzierungskonzept der Gemeinde

Konkreter Vergleich (Kosten, Nutzen, Vor- und Nachteile) in Tabellarischer Übersicht für
folgende Varianten:

- SANIERUNG UND AUSBAU
- NEUBAU AUF NEUEM GRUND
- NEUBAU INKL. VEREINSHAUS
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10 ALLGEMEINES ZUR WEITEREN UMSETZUNG DES PROJEKTES

Nach der Grundsatzentscheidung des Gemeinderates zur umzusetzenden Variante ist als
erster Schritt der Kosten- und Finanzierungsrahmen zu klären. Dazu gehört die Präzisierung
der bisherigen Kostenschätzungen, die Festlegung eines realistischen Budgets inklusive
Reserven sowie die Prüfung und Bewertung der Fördermöglichkeiten und der förderrelevanten
Voraussetzungen, damit frühzeitig feststeht, welche Finanzierungssäulen tragfähig sind und
welche Nachweise oder Fristen einzuhalten sind.

Auf dieser Basis wird ein Projektterminplan festgelegt, der die wesentlichen Meilensteine von
der Planung über Genehmigungen und Ausschreibungen bis zur Bauausführung und
Inbetriebnahme abbildet. Der Terminplan dient als Steuerungsinstrument für den gesamten
Prozess und sollte sowohl behördliche Verfahrensdauern als auch Entscheidungs- und
Abstimmungsphasen sowie saisonale und logistische Randbedingungen berücksichtigen,
um die Umsetzung verlässlich planbar zu machen.

Im nächsten Schritt werden die projektrelevanten Vorgaben und Rahmenbedingungen
verbindlich abgesteckt. Dazu zählen insbesondere funktionale Anforderungen, qualitative
Ziele, Flächen- und Raumprogramm, betriebliche Vorgaben zur Trennung und Organisation
der Nutzungen, Anforderungen aus Sicherheit, Barrierefreiheit und Nachhaltigkeit sowie
ortsbild- und standortbezogene Randbedingungen.

Abgesehen von den wirtschaftlichen Auswirkungen auf die Gemeinde sind insbesondere
Folgende Punkte bei der Präzisierung des Raum- und Funktionsprogrammes jedenfalls im
Einzelnen zu definieren:

Betrieb & Personal

- Pädagogischer Betrieb: Raumtaktung, Ganztagesbetreuung, Synergien KiGa/Krippe
- Personalkapazität: Mehr-/Minderbedarf (Hausdienst, Reinigung, Verwaltung)
- Facility Management: Reinigungslogik, Winterdienst

Verkehr & Mobilität

- Schulwegsicherheit: Querungen, Geh-/Radnetze, Beleuchtung
- Auswirklungen auf Verkehrsfluss

Raumordnung, Grundstück & Nachbarschaft

- Vereinbarkeit mit Widmung, Leitbildern, Entwicklungszielen
- Nachbarschaftseffekte
- Flächenbedarf
- Nachnutzung Altstandort: Deckung kommunaler Fehlflächen

Soziales & Bildung

- Bildungsqualität: Raumprogramme, Akustik, Belichtung, Inklusion
- Teilhabe: Nutzung durch Vereine, Eltern, Jugend/Senior:innen
- Barrierefreiheit
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Sicherheit & Gesundheit

- Evakuierung/Fluchtwege, Feuerwehrzufahrt, Löschwasser
- Innenraumqualität: Luft, Akustik, Tageslicht
- Sport-/Turnraumstandards

Anschließend sollte die Ausschreibung eines Planungswettbewerbes erfolgen, um eine hohe
Entwurfsqualität und eine transparente Auswahl der bestgeeigneten Lösung sicherzustellen.
Je nach Komplexität und internen Ressourcen kann die Gemeinde dabei externe Dienstleister
beiziehen, etwa für die Vorbereitung der Wettbewerbsunterlagen, die fachliche Vorprüfung, die
Begleitung des Verfahrens und die Organisation der Jurysitzung, damit sowohl
Vergaberechtskonformität als auch eine nachvollziehbare Entscheidungsgrundlage
gewährleistet sind.

Parallel oder unmittelbar danach ist das Wirtschaftsmodell für die Umsetzung festzulegen,
weil davon die Rollen, Verantwortlichkeiten und Schnittstellen im Projekt wesentlich
abhängen. Dabei ist zu entscheiden, ob die Realisierung über Totalunternehmer oder
Generalunternehmer erfolgt oder ob eine getrennte Vergabe mit externer Planung und
Örtlicher Bauaufsicht gewählt wird, und ob die Projektleitung primär durch die Gemeinde oder
mit externer Projektsteuerung erfolgt. Diese Entscheidung sollte sich an Projektgröße,
Risikoverteilung, interner Kapazität und gewünschter Steuerungstiefe orientieren.

11 ANLAGEN

Anhang 01 – Raum und Funktionsprogramm

Anhand 02 - Fehlflächenermittlung


